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Einleitung 

Im Verlauf dieser Arbeit möchte ich die Problematik der Flüchtlingsintegration nach 

dem Ende des Zweiten Weltkrieges im Jahr 1945 thematisieren und diese konkret 

auf meine Heimatstadt Nienburg/Weser in Niedersachsen beziehen. In diesem Zu-

sammenhang werde ich untersuchen, auf welche Gruppen, Institutionen, Einzelper-

sonen und sonstige Umstände die erfolgreiche Überwindung von den im Folgenden 

geschilderten Unterschieden zwischen den damaligen Neuankömmlingen und den 

einstmaligen Bewohnern der Stadt zurückzuführen ist und wieso deren Bemühun-

gen um eine gemeinschaftliche Existenz wirksam oder eben nicht wirksam waren. 

Mein Interesse hierfür beruht neben einer allgemeingeschichtlichen Neugier auf 

einer familiären Betroffenheit meinerseits, da auch meine Großmutter mit ihrer 

Familie aus dem ehemaligen Ostpreußen fliehen musste und somit ebenfalls zu 

denjenigen gehörte, die mit nichts als dem Wunsch nach einer Bleibe plötzlich im 

Westen Deutschlands ankamen. Leider war es mir aufgrund mangelnder schriftli-

cher Quellen und Dokumente nicht möglich, meine Arbeit aus dieser familienhisto-

rischen Perspektive anzufertigen. Dennoch habe ich mir vorgenommen, die vieler-

orts vermutlich ähnliche Situation der hier ankommenden Flüchtlinge zu analysieren 

und herauszufinden, welchen Umständen die Vertriebenen ein integriertes Leben in 

einer neuen Heimat verdanken. Der nachbarschaftliche Aspekt, der das große Ober-

thema dieser Arbeit darstellt, trifft insofern auf die von mir gewählte Fragestellung 

zu, als das unvorbereitete Zusammenleben zweier aus unterschiedlichen Teilen des 

einstigen Deutschen Reiches stammenden Bevölkerungsgruppen auf so engem 

Raum stattfand, dass eine alltägliche Konfrontation in direkter Nachbarschaft mit 

dem jeweils anderen unumgänglich war. Dieses wichtige Merkmal der Nachbar-

schaft ist somit erfüllt.  

Zu meiner Vorgehensweise ist zu sagen, dass ich die Thematik – in Bezug auf die 

zeitliche Abfolge der Geschehnisse – in einer nicht-chronologischen Reihenfolge 

darzulegen gedenke, um die Bemühungen aller agierenden Parteien parallel darstel-

len zu können. Zunächst werde ich daher belegen, dass die Integration der Flücht-

linge nachhaltig gelungen ist und somit heute keinerlei Differenzierung aller Betei-

ligten mehr zwischen ehemaligen Flüchtlingen und der damals bereits hier ansässi-

gen Bevölkerung stattfindet. Dies ist sogleich die Voraussetzung dafür, die Gründe 

des Erfolges der Zusammenführung beider Gruppen darzulegen.  

Anschließend werde ich die Art der mit der Ankunft der Flüchtlinge auftretenden 

Probleme aufzeigen, um im Folgenden darauf eingehen zu können, welchen Anteil 

die Stadt Nienburg/Weser beziehungsweise die hiesigen Behörden am Erfolg der 

Integration hatten. Zudem werde ich die damit verbundenen Absichten erläutern 

sowie die gesetzlichen Vorgaben und Beschlüsse der Bundes- beziehungsweise Lan-

desregierung wie auch die der britischen Militärregierung miteinbeziehen. In Ver-

bindung mit den politischen Vorkehrungen zur Behebung der Flüchtlingsproblema-
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tik steht auch das Wirken der sogenannten GBN („Gemeinnützige Baugesellschaft 

Nienburg“), die sich besonders stark um den Wohnungsbau zur Unterbringung der 

Heimatlosen bemüht hat. An einigen Punkten werde ich die Auswirkungen der städ-

tischen Maßnahmen anhand individueller Beispiele darstellen. 

Anhand der dort ausgearbeiteten Maßnahmen werde ich wiederum die Reaktion 

der einheimischen Bevölkerung darstellen und herauskristallisieren, inwiefern sie 

selbst ebenfalls zum Gelingen der Integration beigetragen hat oder inwieweit ihr 

Verhalten dieser sogar entgegengewirkt hat. Ähnliches gedenke ich anschließend 

mit dem Verhalten der Flüchtlinge durchzuführen, um deren Beitrag zu ihrer In-

tegration aufzuführen. 

Eine enge Zusammenarbeit mit dem städtischen Archiv der Kreisstadt Nien-

burg/Weser wird die Grundlage meiner Nachforschungen darstellen. Dort werde ich 

eine Vielzahl an Materialien finden, die mich bei der Anfertigung meiner Arbeit vo-

ranbringen werden. Zudem gedenke ich auch die Stadtverwaltung Nienburgs an sich 

in meine Untersuchungen miteinzubeziehen, da dort möglicherweise noch Akten 

oder sonstige Materialien aus damaligen Behörden einlagern, die sich konkret mit 

der Thematik der Flüchtlinge befasst haben. Eine Anfrage bei dem hiesigen Ost-

deutschen Heimatmuseum ist leider bereits an einer Absage des Leiters aus ge-

sundheitlichen Gründen gescheitert. Dennoch wird die mir zur Verfügung stehende 

Materialmenge ausreichen, um einen umfangreichen Einblick in die von mir gewähl-

te Thematik zu bieten.  

Um eine aus heutiger Sicht erfolgreiche Integration der Flüchtlinge für den weiteren 

Verlauf meiner Arbeit voraussetzen zu können, habe ich mich zunächst mit der Auf-

stellung einiger Kriterien befasst, anhand derer sich ein solches Gelingen nachwei-

sen lässt. Hierzu zähle ich zum Beispiel die Auflösung des Flüchtlingsrates, die sich 

vermutlich um das Jahr 1971 ereignete1. Dieser war in der „Flüchtlingsgesetzgebung 

des Landes Niedersachsen“ als Beratungsinstanz der Behörden auf Landes-, Bezirks-

, Kreis- und Gemeindeebene festgelegt und musste mindestens zur Hälfte aus 

Flüchtlingen bestehen, deren Interessen zu vertreten seine Aufgabe war2. Das Ende 

seiner Existenz kann somit als Indiz dafür verstanden werden, dass die Flüchtlings-

thematik nicht mehr einer eigenen Instanz bedurfte, sondern allmählich als abge-

schlossen angesehen wurde und die Liste der Anliegen, mit denen sich dieser Rat 

einst beschäftigen sollte, zunehmend an Problemen und somit auch an Bedeutung 

sowie Notwendigkeit verlor. Zwar findet sich in den Protokollen des Rates, die nach 

der letzten Sitzung am 10.12.1971 abrupt endeten, kein direkter Hinweis auf die 

Einstellung seiner Arbeit, doch ist das weitere Ausüben seiner Tätigkeit als eher un-

wahrscheinlich einzustufen, da einerseits im Anschluss an die Niederschrift der letz-

                                                           
1
 Vgl. o. A.: Protokollbuch Stadtflüchtlingsrat 1955-1971 StANi A4.315 ÜL: 092. 146/2005 (Stadtar-

chiv). 
2
 Vgl. o. A.: „Die Flüchtlingsgesetzgebung im Lande Niedersachsen“ ; StANi 009/001/181 ÜL: 

51/2009; 1948 (Stadtarchiv). 
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ten Zusammenkunft noch eine Fülle von unbeschriebenen Seiten in dem Buch vor-

handen sind. Andererseits finden sich nirgendwo sonst in dem Archiv der Stadt Ni-

enburg/Weser weitere Dokumente dieses Flüchtlingsrates, die belegen würden, 

dass das Protokollieren der Sitzungen auf anderen Wegen –  beispielsweise mithilfe 

neuer technischer Möglichkeiten wie der Schreibmaschine – fortgeführt wurde3. 

Das Auflösen des Nienburger Flüchtlingsrates ist somit aufgrund der eben dargeleg-

ten Fakten naheliegend.  

Des Weiteren waren im Jahr 1961 bereits Pläne eines sogenannten „Barackenräum-

programmes“ vorhanden, die besagten, dass die ehemals von Flüchtlingen bewohn-

ten Baracken in Nienburg/Weser bis zum Ende des Jahres 1962 vollständig abgeris-

sen werden sollten, da sie ihre Aufgabe als übergangsmäßiger Unterbringungsort 

für die Vertriebenen verloren hatten. Dem vorliegenden Artikel der Nienburger Ta-

geszeitung „Die Harke“ ist ebenfalls zu entnehmen, dass alle ehemaligen Baracken-

bewohner bis zum Ende der Abbrucharbeiten eine neue Bleibe gefunden haben 

werden, was auf die Bewältigung der massiven Wohnungsnot nach der Ankunft der 

Flüchtlinge hindeutet4.   

Darüber hinaus deutet auch die Entfaltung der flüchtlingseigenen Selbständigkeit 

auf eine gefestigte Position dieser innerhalb der Gesellschaft hin. Hierbei möchte 

ich vor allem auf das am 16.7.1948 bei der Stadt als Gewerbe angemeldete Kauf-

haus von Kurt Kolossa eingehen, dessen Modehaus noch heute einen gefragten und 

bekannten Anziehungspunkt in der Nienburger Innenstadt darstellt5. Der heimat-

vertriebene Ostpreuße6, dessen unternehmerische Schöpfung seit dem 1.11.19607 

seinen festen Platz an der Georgstraße/Ecke Leinstraße innehat, begann seine Kar-

riere als Verkäufer von Herren-, Damen- und Knabenbekleidung. Im Jahr 2001 wur-

de das Kaufhaus sogar von Grund auf erneuert und vergrößert, wodurch es aber-

mals bewiesen hat, dass es eines der großen Modehäuser der Stadt ist8.   

 

                                                           
3
 Vgl. o. A.: Protokollbuch Stadtflüchtlingsrat (1955-1971) StANi A4.315 ÜL: 092. 146/2005 (Stadtar-

chiv). 
4
 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Die erste Baracke wurde jetzt abgerissen“; 20.11.1961 

(Stadtarchiv). 
5
 Vgl. o. A.: Gewerbe – An- u. Abmeldungen 1910-1961 StANi A4 120. 16 ÜL:25/2006; o. Z. (Stadtar-

chiv). 
6
 Vgl. Schneegluth, Hans-Otto: „Archivbilder Nienburg“ StANi 009/002/117 ÜL: 89/2003; Seite 119; o. 

Z. (Stadtarchiv). 
7
 Vgl. o. A.: Gewerbe – An- u. Abmeldungen 1910-1961 StANi A4 120. 16 ÜL:25/2006; o. Z. (Stadtar-

chiv). 
8
 Vgl. Schneegluth, Hans-Otto; „Archivbilder Nienburg“ StANi 009/002/117 ÜL: 89/2003; Seite 119; o. 

Z. (Stadtarchiv). 
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1. Nienburgs Herausforderungen mit der Flüchtlingsankunft 

Ein weiteres Erfordernis für die Erarbeitung der Ursachen, welche ein Gelingen der 

Flüchtlingsintegration ermöglichten, ist das Aufzeigen der damals auftretenden 

Probleme. So ist zunächst festzuhalten, dass die Bevölkerung Nienburgs aufgrund 

der Zuwanderung Vertriebener bereits im ersten Nachkriegsjahr von etwa 12.200 

auf etwa 18.500 Einwohner anstieg9. Bis zum 14.2.1948 hatten dann bereits 7.000 

Flüchtlinge, Ausgewiesene und Ausgebombte den Weg in die Kreisstadt gefunden10. 

Ohnehin durch den Krieg knapp gewordene Nahrungsmittel11 mussten nun sogar 

noch mehr Menschen eine überlebensfähige Ernährung bieten, woraufhin ein pe-

nibles und streng gehandhabtes Abgaben- und Rationierungssystem der britischen 

Militärregierung entstand. Ein Rückblick vom 1.10.1959 aus der in den ersten Nach-

kriegsjahren nicht herausgegebenen12 Nienburger Tageszeitung „Die Harke“ ver-

deutlicht dies anhand einer Schuluntersuchung mit erschreckenden Ergebnissen. 

Demzufolge seien nur 89 – sprich 5,9% – von insgesamt 1498 Kindern an den städti-

schen Schulen „gut ernährt“ gewesen, wohingegen 815 – etwa 54,4% – in die Kate-

gorie „mittelmäßig“ eingestuft worden seien und 594 – etwa 39,7% – sogar als „un-

terernährt“ gegolten hätten13. Landwirtschaftliche Betriebe mussten daraufhin Ab-

gaben leisten und die exakt festgelegte Menge der Leistungen offenbart den dama-

ligen Bedarf der Menschen an Essbarem. So musste beispielsweise ein Hühnerhalter 

in dem Zeitraum vom 1.10.1945 bis 30.9.1946 pro Huhn mindestens siebzig Eier 

abgeben. Die Ernsthaftigkeit der Situation zeigt sich dabei auch in der Tatsache, 

dass Verstöße gegen solche Rationierungsmaßnahmen streng geahndet wurden. Als 

Konsequenz daraus ergab sich ein Anstieg an von der Strafkammer des Landgerich-

tes Verden ausgehenden Verurteilungen, wie sie zum Beispiel am 28.9.1945 gefällt 

wurden. Das dortige Urteil verhängte einerseits eine sieben monatige Haftstrafe für 

einen Schuhmacher aus der Liebenauer Heide, der wegen der Schwarzschlachtung 

seiner sechs kurz zuvor erworbenen Ferkel angeklagt war. Ähnliches beinhaltete 

auch der zweite Prozess gegen einen Landwirt aus Hasselhorst, der ebenfalls der 

illegalen Schlachtung an drei seiner kränkelnden Ferkel und einem kränklichen Rind 

beschuldigt wurde und aufgrund dessen zu einem zweimonatigen Gefängnisaufent-

halt zuzüglich einer zu entledigenden Summe von 1.000 Reichsmark verurteilt wur-

de. All diese Beispiele menschlichen Verhaltens sowie offiziellen Anordnungen deu-

ten darauf hin, wie groß die Nahrungsmittelknappheit der Menschen damals tat-

sächlich war. Darüber hinaus wird am 29.10.19945 in dem „Amtlichen Nachrichten-

                                                           
9
 Vgl. Feuerle, Mark: „Nienburg – eine Stadtgeschichte“; S. 391; 2010. 

10
 Vgl. o. A.: Liste der Flüchtlinge, Ausgewiesenen und Ausgebombten in den einzelnen Gemeinden 

Stand 14.02.1948 – KraNi A/1119 (Stadtarchiv). 
11

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Torfaktion – Schulspeisung Wohnungsnot“; 1.10.1959 
(Stadtarchiv). 
12

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Verdienstvolle publizistische Arbeit“ ; 1.10.1959 (Stadtar-
chiv). 
13

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Jedes dritte Kind war unterernährt“ ; 1.10.1959 (Stadtar-
chiv). 



7 
 

blatt der alliierten Militärregierung und der deutschen Verwaltungen in Stadt und 

Kreis Nienburg“ bekanntgegeben, dass die Lebensmittelversorgung des Kreises auf-

grund zu geringer Getreidelieferungen der Landwirte an die Mühlen gefährdet ge-

wesen sei, woraufhin eine erhöhte Zuliefermenge vorgeschrieben wurde14. Dass die 

Nahrungsmittelversorgung ein dauerhaft kritisches Niveau beibehielt, zeigt sich in 

den bis zur am 30.12.1949 erfolgten und somit letzten Ausgabe des „Official Gazet-

te“ beibehaltenen Rationierungsvorschriften der britischen Militärregierung15, wo-

raus sich eine bis zu diesem Zeitpunkt anhaltende Problematik ergibt. 

Allerdings war nicht allein die Ernährung solcher Bevölkerungsmassen eine Heraus-

forderung. Auch andere, lebenswichtige Ressourcen waren durch den Krieg in 

Knappheit geraten. Vor allem an Heizmöglichkeiten fehlte es vielen Menschen. Aus 

diesem Grund verordnete die britische Militärregierung die Abgabe einer Wolldecke 

pro Haushalt bis zum 17.11.1945, um besonders Heimatlose vor dem Erfrieren zu 

bewahren. Auch in diesem Fall war der Verstoß gegen die öffentlichen Anweisungen 

strafbar16. Selbst der Besitz eines Hauses war jedoch kein Garant für ein ausrei-

chend erwärmtes Umfeld. So berichtete die „Official Gazette“ am 8.11.1946 von 

einem andauernden Versorgungsengpass an Kohle. Dem zu Folge war es weiterhin 

vonnöten, die Brennstoffversorgung in Kleinstädten und Landgemeinden auch zu-

künftig durch Holz und Torf zu decken, da über 50% der zur Verfügung stehenden 

Kohle alleine den drei niedersächsischen Großstädten vorbehalten waren17. Zudem 

wurde der Stromverbrauch von Betrieben aufgrund dessen von einer Genehmigung 

abhängig gemacht. Sogenannte Stromausweise kamen in den Umlauf, die von Ver-

brauchern, die einen täglichen Bedarf von über 150 kW aufwiesen, beantragt wer-

den mussten. Ausgenommen hiervon waren lediglich Krankenhäuser sowie sonstige 

öffentliche Dienste und Unternehmen, die den öffentlichen Verkehr aufrechterhiel-

ten.  

Darüber hinaus war die Schaffung neuen Wohnraumes ein schwieriges Unterfan-

gen. Der drastische Anstieg der Bevölkerungszahlen sowie die Belastung durch die 

im Landkreis insgesamt 125 im Krieg stark beschädigten und 112 im Krieg zerstörten 

Häuser lässt erahnen, welche großen Kapazitäten plötzlich nachgefragt wurden18. 

                                                           
14

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949 ; Nr. 2 – 11, 5.10.1945 
– Dezember 1945; StANi 009/002/200 (Stadtarchiv). 
15

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949; StANi 009/002/200 
(Stadtarchiv).  
16

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949; Nr.2 – 11 ; StANi 
009/002/200 (Stadtarchiv). 
17

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949; Nr.34 – 62; StANi 
009/002/200 (Stadtarchiv). 
18

 Vgl. o. A.: „100 Jahre Landkreis Nienburg/Weser 1885 – 1985“; StaNi 009/024/030 ÜL: 115/2004 
(Stadtarchiv). 
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Hinzu kam, dass die britische Besatzungsmacht ebenfalls Unterbringungsmöglich-

keiten für sich beanspruchte und somit Beschlagnahmungen öffentlicher Gebäude 

folgten19. So wurden neben den insgesamt 170 beschlagnahmten Wohnhäusern, 

sämtliche Schul-, Behörden- und Bankgebäude sowie die Druckerei der „Harke“ von 

den Besatzern für unterschiedliche Zwecke in Gewahrsam genommen. Die damalige 

Hindenburgschule wurde beispielsweise zur zweckmäßigen Einrichtung eines Hilfs-

lazaretts für ehemalige KZ-Flüchtlinge vereinnahmt20, bevor das „30. englische 

Corps“ es als Verwaltungsgebäude in Anspruch nahm21. Die Leintorschule wurde 

vom „Roten Kreuz“ bis zur zwangsmäßigen Umquartierung zur Betreuung Evakuier-

ter und Flüchtlinge genutzt. Die Nienburger Banken, Kreis- sowie Stadtsparkasse, 

zogen indes notgedrungen in Gasthäuser um, da auch ihre Gebäude den Beschlag-

nahmungen der Besatzungsmacht zum Opfer fielen22.Eine zusätzliche Belastung für 

die Wohnsituation der Flüchtlinge stellten in diesem Kontext die bis zu 900 bewaff-

neten britischen Soldaten dar, für die ebenfalls rasch Wohnraum geschaffen wer-

den musste. Als Anfang der 1960er Jahre auch deren Familien hinzuzogen, kamen 

zudem ein von der Stadt gebauter Kindergarten sowie eine Grundschule hinzu, wo-

raus letztlich die sogenannte „Engländer Siedlung“ entstand23. Infolge dessen verrin-

gerten sich die nutzbaren Wohnraumkapazitäten sowie das Bauvermögen noch 

einmal und die Notsituation bezüglich des Mangels an Wohnraum wurde weiter 

verschärft. 

Zusätzlich belastend für die Stadt Nienburg/Weser waren die Fragen der finanziel-

len Mittel, die unweigerlich für die Behebung der zuvor genannten Problematiken 

aufgewendet werden mussten. In allen Bereichen der städtischen Verantwortlich-

keit/Zuständigkeit mussten erhebliche Sanierungs-, Modernisierungs- oder Wieder-

aufbaumaßnahmen durchgeführt werden24, wodurch das vorhandene Kapital der 

Stadt auf die einzelnen Bereiche aufgeteilt werden musste und somit die komplette 

Ausbesserung einzelner Bereiche in die Länge gezogen wurde. Dennoch ordnete die 

britische Militärregierung trotz des enormen Bedarfs an Finanzmitteln eine Kürzung 

des Haushalts um zwanzig Prozent an25. So kam es beispielsweise, dass trotz einer 

offensichtlichen Überforderung der städtischen Lehrer, die teilweise Klassengrößen 

von 70 Schülerinnen und Schülern unterrichteten, um das Jahr 1950 noch immer 

                                                           
19

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Pausenloser Aufbau in unserer Stadt“ ; 1.10.1959 (Stadt-
archiv). 
20

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Nienburg in den ersten vier Nachkriegsjahren – Die Ära 
Hildebrand-Ritzer“ ; 1.10.1959 (Stadtarchiv). 
21

 Vgl. o. A.: Chronik 3 1945-1967 inklusive Übersicht; „Chronik der Hindenburgschule anläßlich der 
Verabschiedung des Hausmeisterehepaares Ritzer am 22.08.1986“ (Schularchiv). 
22

 Vgl. o. A.:  Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Nienburg in den ersten vier Nachkriegsjahren – Die Ära 
Hildebrand-Ritzer“ ; 1.10.1959 (Stadtarchiv). 
23

 Vgl. o. A.: „Zuzüglich – Nienburg - Lehmwandlung – Vom Modelbaugebiet zur Sozialen Stadt“; 
StANi 009/002/244 ÜL 46/2007 (Stadtarchiv). 
24

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Wahrer von Anstand und Sitte des ehrbaren Kaufmanns“ ; 
1.10.1959 (Stadtarchiv). 
25

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1947 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 3 (Stadtarchiv). 
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200 Lehrer im Kreis unbeschäftigt waren26. Diese paradoxe Anordnung seitens der 

britischen Besatzer erschwerte die Aufbaumaßnahmen und die Anpassung der Stadt 

Nienburg/Weser an die stark angestiegenen Einwohnerzahlen und deren Bedürfnis-

se. 

2. Maßnahmen der britischen Militärregierung 

In den ersten vier Jahren oblagen sämtliche herrschaftsausübenden Befugnisse in 

Deutschland den alliierten Besatzungsmächten. Aufgrund dessen gilt es bei den 

Bemühungen um die Integration von Vertriebenen auch die britische Militärregie-

rung miteinzubeziehen, da sie als erste Instanz mit derartigen Problematiken kon-

frontiert wurde. Ihr Umgang mit gewissen Sachverhalten konnte zu späterem Zeit-

punkt also durchaus als vorbildhaft und richtungsweisend gelten. So war ein deut-

scher Staatsbürger in der durch die Briten publizierten „Official Gazette“ als jemand 

definiert, dessen Geburtsort – oder der des Vaters – innerhalb der bis zum 

31.12.1937 bestehenden Grenzen des Deutschen Reiches lag27. Mit dieser rechtli-

chen Gleichstellung von Vertriebenen und dem zuvor bereits in Nienburg beheima-

teten Bevölkerungsteil legte die Militärregierung das Fundament für eine gleicher-

maßen als solche anerkannte deutsche Bevölkerung. Eine behördliche Diskriminie-

rung und damit verweigerte Hilfeleistungen wurden auf diese Weise – zumindest 

rechtlich gesehen – unterbunden. Zudem wurden die Flüchtlinge in das ebenfalls 

von den britischen Besatzern eingeführte Rationierungssystem integriert, wonach 

ihnen die gleiche Menge an Nahrung zustand wie der hiesigen Bevölkerung28.  

Außerdem bemühte sich die Militärregierung um einen zunehmenden Ausgleich der 

vorhandenen und lebensnotwendigen Besitztümer der Bevölkerung zugunsten der 

Flüchtlinge. So war es ab dem 1.11.1947 legal, Wohnraum der hier heimischen Be-

völkerung zugunsten von Heimatlosen und besonders Flüchtlingen zu beschlagnah-

men29. Auch wurde der soziale Wohnungsbau zu einer „Gemeinschaftsaufgabe“ 

erhoben30, woraufhin die arbeitsfähige Bevölkerung zwischen achtzehn und fünfzig 

Jahren zu bis zu sechs Stunden Arbeitszeit pro Woche herangezogen werden konn-

                                                           
26

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Neue Schulen für 7,5 Millionen“ ; 1.10.1959 (Stadtarchiv). 
27

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949; Nr.63 – 84; StANi 
009/002/200 (Stadtarchiv). 
28

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949; Nr.63 – 84; StANi 
009/002/200 (Stadtarchiv). 
29

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949; Nr. 114 – 137 
30

 Vgl. o. A.: o. T. ; o. Z. ; StANi 009/002/200 (Stadtarchiv). 
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te. Die knappen Baustoffe wurden indes von beschädigten Gebäuden abgetragen 

und neu verwendet, ohne dass deren Inhaber dies verweigern konnten31.  

Darüber hinaus wurden Verbraucherhöchstpreise für Obst und Gemüse gesetzlich 

vorgeschrieben32, sodass einer willkürlichen und unter den damaligen Umständen 

vermutlich unbezahlbaren Preisentwicklung vorgebeugt wurde. Deren ständige Ak-

tualisierung zeigt derweil das Bestreben, auf die inkonstanten Bedürfnisse der Men-

schen zu reagieren und besonders in Angelegenheiten der Nahrungsmittelvertei-

lung die gerechten Verhältnisse beizubehalten, die sie zuvor über das eingeführte 

Rationierungssystem einleitete.  

Mit diesen Maßnahmen wirkte die britische Militärregierung einem allgemeinen 

Chaos und anarchieähnlichen Zuständen entgegen, in denen insbesondere die 

Überlebenschancen der existentiell stark gefährdeten Flüchtlinge rapide abgenom-

men hätten. Durch das eingeführte Rationierungssystem wurde nun jedoch per Ge-

setz dafür gesorgt, dass auch den Vertriebenen das Minimum einer Ernährung zur 

Verfügung stand. Auch die Ansätze eines Ausgleichs bezüglich des Wohnraums wa-

ren Indizien für ein konkretes Bemühen, um die schlechte Situation der Flüchtlinge 

vorerst auf einem überlebensfähigen Niveau zu halten. Die gemeinsame Schaffung 

von Wohnraum war zudem der erste Schritt einer mentalen Integration, da sich 

sowohl Flüchtlinge als auch hier ansässige Bürger zusammen an einem Wiederauf-

bau und der Besserung der allgemeinen Situation beteiligen mussten.  

Dennoch regte sich bereits damals allgemeiner Protest gegen den Umgang der Be-

satzungsmacht mit dem Eigentum Nienburger Bürger. So nahm das „30. englische 

Corps“ bei seiner Verlegung nach Lüneburg sämtliches Mobiliar aus den zuvor von 

der Bevölkerung beschlagnahmten Wohnungen mit. Darüber hinaus gab es die be-

sagten Wohnungen nicht wieder für ihre einstigen Besitzer frei, sondern ließ diese 

über einige Jahre hinweg leer stehen33. So gab es im Jahr 1948 Wohnungen mit we-

niger als 4 m² Raum pro Kopf, wohingegen noch immer 40 der 98 von den Briten 

beschlagnahmten Häuser leer standen34. Obwohl dies in erster Linie ein allgemeiner 

Protest war und kein spezielles Klagen der Flüchtlinge, betraf es diese allerdings 

insofern, als insbesondere sie unter der Wohnungsnot zu leiden hatten. Die regel-

rechte Verschwendung des Wohnraumes seitens der Militärregierung bedeutete 

demzufolge für viele Heimatvertriebene wie Nienburger ein Leben in den städti-

                                                           
31

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949 ; Nr. 2-11; StANi 
009/002/200 (Stadtarchiv). 
32

 Vgl. o. A.: Official Gazette –  Amtliches Nachrichtenblatt der Alliierten Militärregierung und der 
deutschen Verwaltungen in Stadt und Kreis Nienburg 19.10.1945 – 24.6.1949; Nr. 34-62; StANi 
009/002/200 (Stadtarchiv). 
33

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Nienburg in den ersten vier Nachkriegsjahren – Die Ära 
Hildebrand-Ritzer“ ; 1.10.1959 (Stadtarchiv). 
34

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – „Neue Schule für 7,5 Millionen“ ; 1.10.1959 (Stadtarchiv). 
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schen Baracken und wirkte dem dringend erforderlichen Schaffen von neuem 

Wohnraum zeitweise entgegen.  

Ein weiterer Vorfall bestätigt dieses rücksichtlose Verhalten der britischen Besatzer. 

So waren nach nur knapp achtmonatiger Bauzeit am 10.12.1950 24 bezugsfertige 

Wohnungen der GBN zur allgemeinen Erleichterung angesichts des enormen Man-

gels an Wohnraum fertiggestellt worden. Allerdings mussten deren bereits zugeteil-

te Bewohner kurz vor dem Einzugstermin erschreckt feststellen, dass die soeben 

vollendeten Wohnungen von den Briten beschlagnahmt wurden35. Trotz heftiger 

Einwände konnten die zwischenzeitlich in Notunterkünften untergebrachten Fami-

lien die mittlerweile in einem erbärmlichen Zustand zurückgelassenen und erneut 

sanierungsbedürftigen Wohnungen erst zwei Jahre später beziehen, nachdem die 

betroffenen Objekte mit hohem finanziellen Aufwand saniert worden waren36.  

Darüber hinaus beließ es die Militärregierung oftmals bei der Äußerung von Ver-

ordnungen, deren konkrete Umsetzung den städtischen Behörden beziehungsweise 

dem Bürgermeister überlassen wurde. Dies deutet auf keine großen Bemühungen 

ihrerseits hin, die Stadt Nienburg/Weser bei der Bewältigung ihrer Probleme, zu 

denen insbesondere auch die Versorgung, Unterbringung sowie letztlich auch die 

Integration der Flüchtlinge gehörte, zu unterstützen. 

3. Maßnahmen der Stadt Nienburg/Weser 

Bei den Bemühungen der Stadt Nienburg/Weser gilt es zunächst zwischen zwei Ar-

ten der Integrationshilfe zu unterscheiden. So gab es zum einen materielle Hilfe, die 

unmittelbar nach der Ankunft der Flüchtenden benötigt wurde und im Wesentli-

chen aus der Versorgung mit lebensnotwendigen Gütern sowie Unterbringungs-

möglichkeiten bestand. Auf der anderen Seite kam vor allem nach der Eindämmung 

der anfänglichen Notsituation eine ideelle Unterstützung hinzu, die den schmerzli-

chen Verlust ihrer Heimat für viele Vertriebene ausgleichen sollte. 

3.1 Ideelle Unterstützung durch die Stadt Nienburg/Weser 

Um den Verlust der Heimat zu lindern, bemühte sich die Stadt Nienburg/Weser, die 

Flüchtlinge bei der Überwindung ihres Schmerzes zu unterstützen. Dies geschah 

beispielsweise durch die Übernahme von Patenschaften der Stadt und des Kreises 

Nienburg mit ehemaligen ostpreußischen Städten und Kreisen. „Hierdurch soll die 

enge Verbundenheit mit unseren, aus ihrer Heimat vertriebenen ostpreußischen 

Brüdern und Schwestern bekundet und ihnen die Möglichkeit eröffnet werden, in 

                                                           
35

 Vgl. o. A.: Chronik – „Bauprogramm 1950/51“; o. Z. (Geschäftsstelle der GBN-Nienburg). 
36

 Vgl. o. A.: „Lust auf Wohnen – 75 Jahre GBN Wohnungsunternehmen“ – „Nienburg baut“; S.16; o. 
Z. 
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den Mauern ihrer Patenstadt ostdeutsche Kulturwerte zu pflegen.“37 heißt es auf der 

am 9. August 1958 erstellten Urkunde zur Übernahme der Patenschaft für die Kreis-

stadt Bartenstein sowie für die kreisangehörigen Städte Domnau, Friedland und 

Schippenbeil. Es folgten weitere Patenschaften: Am 27. November 1979 übernahm 

die Stadt Nienburg ebenfalls die Patenschaft für die Kreisstadt Kulm38 sowie am 29. 

Januar 1985 für die Stadt Lähn39. Allerdings sind die Beweggründe, die auf den je-

weiligen Urkunden festgehalten sind, aufgrund einer naheliegenden euphemisti-

schen Darstellung der stadteigenen Motive kritisch zu betrachten. So ist es aus heu-

tiger Sicht kaum nachvollziehbar, ob die Übernahmen dieser Patenschaften dem 

freien Willen der Nienburger Regierung entstammten oder ob das am 19.5.1953 

verabschiedete „Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlin-

ge“ die Verantwortlichen der Stadt Nienburg dazu veranlasste. Laut §96 des Geset-

zes waren Bund und Länder dazu verpflichtet, das Kulturgut der Flüchtlinge zu er-

halten sowie die „Weiterentwicklung der Kulturleistungen der Vertriebenen und 

Flüchtlinge zu fördern“40.  

Fakt ist jedoch, dass die Stadt diese Schritte unternahm und somit eine ideelle Ver-

bindung für die Flüchtlinge zu ihrer Heimat herstellte41. 

Darüber hinaus erhielten einige Straßen in Nienburg die Namen ehemaliger ost-

preußischer Städte. Neben den bekannten Städten Königsberg, Posen, Stettin, Bres-

lau und Danzig, erhielten insbesondere auch die Nienburger Patenstädte Friedland, 

Schippenbeil, Bartenstein und Domnau Einzug in das städtische Straßenverzeich-

nis42. Trotz fehlender Datierung, welche den Tag der Namensvergabe und somit 

eine exakte zeitgeschichtliche Einordnung ermöglicht hätte, ist es naheliegend, dass 

das Etablieren – zumindest der zuletzt genannten – Straßennamen der Zeit nach 

1945 zuzuordnen ist. Dies wird durch die Existenz der „Heimatkreisgemeinschaft 

Bartenstein“43, die neben den Patenschaften mit dem Kreis Bartenstein und kreis-

angehörigen Städten ein Indiz für die besondere Beziehung zwischen Nien-

burg/Weser und dem ehemaligen Kreis Bartenstein beziehungsweise kreisangehöri-

gen Gemeinden ist, bekräftigt. Demzufolge ist anzunehmen, dass die Wahl der Stra-

ßennamen unmittelbar mit den Flüchtlingen in Verbindung zu bringen ist. Zwar sind 

auch bei dieser Maßnahme die Motive der Stadt heutzutage kaum mehr überprüf-

bar, doch ist davon auszugehen, dass auch dieser symbolische Akt als Hilfe gedacht 

war, um den Vertriebenen ein Stück ihrer verloren gegangenen Heimat zu erhalten.  

                                                           
37

Vgl. o. A.: „Patenstädte“ (Broschüre); o. Z. 
38

 Vgl. o. A.: „Patenstädte“ (Broschüre); o. Z. 
39

 Vgl. o. A.: „Patenstädte“ (Broschüre); o. Z. 
40

 Vgl. Bundesministerium der Justiz: „Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebene und Flücht-
linge und Förderung der wissenschaftlichen Forschung“ – „§96 Pflege des Kulturgutes der Vertriebe-
nen und Flüchtlinge und Förderung der wissenschaftlichen Forschung“  http://www.gesetze-im-
internet.de/bvfg/__96.html; 29.1.2012. 
41

 Vgl. o. A.: „Patenstädte“ (Broschüre); o. Z. 
42

 Vgl. o. A.: „Nienburg informiert – Adressbuch 2010/2011“ (Stadtarchiv). 
43

 Vgl. o. A.: „Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein/Ostpr. e. V.“ http://www.hkg-
bartenstein.de/index.php/impressum; 20.2.2013. 

http://www.hkg-bartenstein.de/index.php/impressum
http://www.hkg-bartenstein.de/index.php/impressum
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Dass diese Art der ideellen Hilfeleistung von den Flüchtlingen durchaus dankbar 

angenommen und geschätzt wurde, zeigte sich auch in meinem Gespräch mit Herrn 

Grubert. Dieser schilderte mir einen Vorfall, bei dem ein aus Tilsit stammender Be-

kannter von ihm sich vehement und letztlich erfolgreich dafür einsetzte, dass eine 

Nienburger Straße nach seinem ehemaligen Heimatort benannt wurde44. Das Etab-

lieren von Straßen mit den Namen ehemaliger Heimatstädte von Flüchtlingen war 

für diese also durchaus von Bedeutung und wurde zudem von der Stadt Nien-

burg/Weser unterstützt.  

3.2 Materielle Unterstützung durch die Stadt Nienburg/Weser 

3.2.1 Der Wohnungsbau mithilfe der GBN 

Der Chronik der GBN ist zu entnehmen, dass die zunächst von ehrenamtlichen Hel-

fern oder städtischen Beamten geleitete45 „Gemeinnütze Baugesellschaft Nienburg“ 

unmittelbar nach Kriegsende nicht dafür ausgerichtet und somit nicht in der Lage 

dazu war, die Massen an obdachlosen Neuankömmlingen sowie die von der briti-

schen Besatzungsmacht aus ihren Wohnungen gedrängten Hilfsbedürftigen mit 

Wohnraum zu versorgen. Infolge dessen befasste sich die GBN in den ersten Nach-

kriegsjahren mit der Wiederinstandsetzung der 22 beschädigten und teilweise zer-

störten Wohnungen in der Stadt. Insgesamt wurden hierfür 75.000,- RM bis zum 

Jahr 1949 aufgewendet.  

Die eigentlichen Hilfsaktionen konnten jedoch erst nach der Währungsreform 1948, 

die der GBN mit den aus dieser hervorgegangenen 50.000,- DM eine ausreichende 

Stabilität der Finanzen als Fundament für neue Bauprojekte hinterließ46, und dem 

am verabschiedeten 1. Wohnungsbaugesetz von 1950 gestartet werden. Dennoch 

blieben die Voraussetzungen beschwerlich, da Nienburg aufgrund des drastischen 

Bevölkerungszuwachses (siehe Tabelle 2, S. 35) eine besonders schlechte Wohn-

raumlage vorwies. Daraufhin ergriff der damalige Stadtdirektor Vogler die Initiative 

und entwickelte ein umfangreiches Bauprogramm, welches den Aufbau von 200 

neuen Wohnungen umfasste und von der GBN verwirklicht werden sollte. Dazu war 

allerdings zunächst ein gründlicher Umbildungsprozess vonnöten, der aus der von 

Ehrenamtlichen sowie städtischen Unterstützern geführten Organisation ein intak-

tes Wohnungsbauunternehmen werden ließ. In diesem Zusammenhang übertrug 

die Stadt Nienburg/Weser der neu aufgestellten Organisation ihren sämtlichen 

Wohnungs- und Häuserbestand mit insgesamt 113 Häusern und 325 Wohnungen. 

                                                           
44

 Vgl. Grubert, Werner: Zeitzeugengespräch vom 18.2.2013 ; 18.2.2013 (Anhang). 
45

 Vgl. o. A.: Chronik – „Heimatvertriebene und Wohnungsnot“; o. Z. (Geschäftsstelle der GBN-
Nienburg). 
46

 Vgl. o. A.: Chronik – „1946-1949“; o. Z. (Geschäftsstelle der GBN-Nienburg). 
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Diese Kapitalerhöhung ermöglichte der GBN nun endlich, eigene Wohnungsbaupro-

jekte zu finanzieren47.  

Insgesamt 200 neue Wohnungen sollten nun entstehen. Derweil wurden weitere 

300 Wohnungen von der GBN geplant und mithilfe der Stadt Nienburg/Weser er-

richtet. Für 831.000,- DM entstanden im ersten Bauabschnitt 92 neue Wohnungen, 

deren Errichtung von 96 Wohnungen des zweiten Bauabschnittes (Kosten: 769.000,- 

DM) begleitet wurden. Die dafür insgesamt 1.600.000,- DM waren in Anbetracht 

der Größe Nienburgs damals eine beachtliche Leistung48.  

Die neuen Bauprojekte für die Heimatvertriebenen und die seit Kriegsbeginn 1939 

aufgeschobenen Wohnungsbauprogramme49 sorgten für eine Auslastung der Kapa-

zitäten der GBN. Diese nachgeholten Bauprogramme boten jedoch auch eine gewis-

se Attraktivität, da sie oftmals von Unternehmen in Auftrag gegeben wurde. Bei 

dem Bauprogramm IV wurde beispielsweise ein Großteil der Kosten von der Bun-

despost übernommen, sofern die gebauten Wohnungen den eigenen und oftmals 

ebenfalls bedürftigen Bediensteten zugutekamen. Allerdings wurden die daraufhin 

entstandenen 24 Wohnungen nach nur achtmonatiger Bauzeit (22.4.1950 – 

10.12.1950) kurz vor dem Einzug der Familien von den Briten beschlagnahmt50. Zu-

sätzlich erschwerend wirkte die Tatsache, dass die Stadt Nienburg/Weser keine ei-

gene Baustoffindustrie besaß51, wodurch man auf Lieferungen von Außerhalb an-

gewiesen war.  

Die sogenannten „Sonderbauprogramme für Flüchtlinge“ wurden ebenfalls 1950 

vorangetrieben. Das 1. Wohnungsbaugesetz vom 24. April 1950 sah nämlich vor, 

250.000 Wohnungen für etwa 2,5 Milliarden Deutsche Mark auf Bundesebene zu 

errichten. Aus den dafür errichteten Fonds erhielt auch die GBN Nienburg insge-

samt 632.800,- DM, woraus sich die am 28.9.1950 erfolgte Grundsteinlegung für die 

ersten von 96 geplanten Wohnungen ergab. Bereits am 21.6.1952 waren die ersten 

16 von ihnen (Kosten: 146.000.- DM) bezugsbereit. Die nächsten 27 (Kosten: 

210.200,- DM) konnten nach der am 11.10.1950 erfolgten Grundsteinlegungen am 

1.8.1952 bezogen werden. Die restlichen Vollendungen folgten am 5.7.1951 und am 

25.7.195152.  

Unterdessen begannen im Jahr 1951 die Vorbereitungen für die Räumung der 

Flüchtlingslager, indem man die Anzahl der dort Untergebrachten reduzierte. Dieses 

sogenannte „Sonderbauprogramm für Lagerräumung“ befasste sich mit dem Bau 

von 42 Wohnungen und 2 Läden (Kosten: 406.250,- DM), deren Grundsteinlegungen 
                                                           
47

 Vgl. o. A.: Chronik – „Heimatvertriebene und Wohnungsnot“; o. Z. (Geschäftsstelle der GBN-
Nienburg). 
48

 Vgl. Dr. Vogler (Stadtdirektor): Chronik ; o. T. ; 1.9.1950; (Geschäftsstelle der GBN-Nienburg). 
49

 Vgl. o. A.: Chronik – „Bauprogramm 1950/51“ ; o. Z. (Geschäftsstelle der GBN-Nienburg). 
50

 Vgl. o. A.: Chronik – „Bauprogramm 1950/51“ ; o. Z. (Geschäftsstelle der GBN-Nienburg). 
51

 Vgl. Brockmann (Bürgermeister): Chronik ; o. T. ; 1.9.1950 (Geschäftsstelle der GBN-Nienburg). 
52

 Vgl. o. A.: Chronik – „Sonderbauprogramm für Flüchtlinge 1950“ ; o. Z. (Geschäftsstelle der GBN-
Nienburg). 
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alle im Zeitraum vom 6.9.1951 bis zum 25.10.1951 stattfanden. Bezugsbereit waren 

die verschiedenen Abschnitte bereits etwa ein halbes Jahr später53. Bis zum Jahr 

1961 war die Umquartierung von den Lagerinsassen in neu gebaute Wohnungen 

dann so weit vorangeschritten, dass Pläne für einen Abriss der Nienburger Baracken 

aufgestellt wurden. Den Ankündigungen des „Barackenräumprogrammes“ ist zu 

entnehmen, dass bis Ende des Jahres 1962 alle Baracken entfernt werden sollten, 

während deren restlichen Bewohnern bis zu diesem Zeitpunkt ein neues Heim zuge-

sichert wurde54. Insgesamt hat allein die GBN Nienburg von 1950 bis zum 31. März 

1953 55 Häuser mit 384 Wohnungen, 8 Garagen und 6 Läden gebaut55.  

In Anbetracht der Tatsache, dass neben dem Bedarf an Wohnraum seitens der briti-

schen Besatzer fast ein Drittel der Nienburger Bevölkerung mit Wohnungen ver-

sorgt werden musste (siehe Tabelle 1, S. 35), war die Bewältigung der Wohnungsnot 

bis Ende des Jahres 1962 eine beachtliche Leistung, die schon zu damaliger Zeit für 

Anerkennung sorgte. So berichtete „Die Harke“ am 10.6.1952 von einem Besuch 

mehrerer landesweit anerkannter Fachleute auf dem Gebiet des Wohnungsbaus, 

denen zufolge die Stadt Nienburg/Weser im Verhältnis zu ihrer Größe und Einwoh-

nerzahl im sozialen Wohnungsbau an erster Stelle in Niedersachsen stehe56. Den-

noch war die lange Wartezeit insbesondere für die Flüchtlinge insofern tragisch, als 

diese bis zum Beginn von umfangreichen Baumaßnahmen bis zu fünf Jahre in den 

Notunterkünften ausharren mussten. Die anschließende Geschwindigkeit, mit de-

nen die unterschiedlichen Bauvorhaben umgesetzt wurden, kam ihnen jedoch wie-

derum zugute.   

3.2.2 Lastenausgleich 

Das Lastenausgleichsgesetz entstand wie einige weitere dieser Art aus dem Bemü-

hen, denjenigen finanzielle Hilfeleistungen anzubieten, die infolge des Zweiten 

Weltkrieges, der Nachkriegszeit oder der Währungsreform materielle Verluste erlit-

ten hatten57.  Einen großen Teil dieser Zielgruppe nahmen die Heimatvertriebenen 

ein, von denen auch zahlreiche in Nienburg untergekommene auf dieses bundes-

weite Gesetz zurückgriffen, so auch Werner Grubert. Eine durchaus schwierige An-

gelegenheit sei jedoch das Nachweisen des verloren gegangenen Besitzes gewesen, 

welcher jedoch in keinem Fall in seinem tatsächlichen materiellen Wert hätte er-

setzt werden können58. Man habe sich demnach bei Angelegenheiten des Grundbe-

                                                           
53

 Vgl. o. A.: Chronik – „Sonderbauprogramm für Lagerräumung 1951“ ; o. Z. (Geschäftsstelle der 
GBN-Nienburg). 
54

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel aus „Die Harke“ – „Die erste Baracke wurde jetzt abgerissen“; 20.11.1961 
(Stadtarchiv). 
55

 Vgl. o. A.: Chronik – „Bilanz zum 31.März 1953“ ; o. Z. (Geschäftsstelle der GBN-Nienburg). 
56

 Vgl. o. A.: Zeitungsartikel „Die Harke“ – o. T.  ; 10.6.1952 (Stadtarchiv). 
57

 Vgl. Bundesministerium der Justiz: „Gesetz über den Lastenausgleich“ – „§1 Ziel des Lastenaus-
gleichs“; http://www.gesetze-im-internet.de/lag/__1.html; 22.2.2013. 
58

 Vgl. Grubert, Werner: Zeitzeugengespräch vom 18.2.201 ; 18.2.2013 (Anhang). 
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sitzes59 mit den Aussagen von Zeugen beholfen, die zusätzlich zu herangezogenen 

Experten, die beispielsweise die Beschaffenheit des Bodens untersuchten hätten, 

Angaben über den ungefähren Wert des Verlustes gemacht hätten60. Manfred E-

ckert, der damals ebenfalls Leistungen nach dem Lastenausgleich bezog, bestätigt 

dieses Vorgehen. So habe in seinem Fall beispielsweise der Architekt und Baumeis-

ter ihres Hauses „die Größe und den Wert des Grundstückes bestätigt“61. In der 

Regel sei den gestellten Anträgen jedoch entsprochen worden62.  

Insgesamt beliefen sich die Ausgaben des Landkreises Nienburg/Weser in dem Zeit-

raum vom 1.9.1949 bis 31.8.1952 auf eine Summe von 11.227.637,- DM63, was in-

nerhalb des betrachteten Zeitintervalls durchschnittlich 3.742.545,67 DM jährlich 

auf Kreisebene ergibt. Im Vergleich dazu beliefen sich die Gesamtausgaben der 

Stadt Nienburg/Weser innerhalb desselben Zeitraumes auf durchschnittlich 

4.366.329,33 DM (siehe Tabelle 2, S. 35). Trotz der bereits erwähnten Haushaltskür-

zungen64 waren die Leistungen aus dem Lastenausgleichsgesetz also durchaus hoch.  

Ein grundsätzliches Problem für beide Seiten war jedoch die oftmals schwere Über-

prüfbarkeit der Angaben von Hilfsbedürftigen. So hat es laut Werner Grubert auch 

solche Flüchtlinge gegeben, die versucht hätten, diese Situation auszunutzen und 

sich ein zusätzliches Kapital zu verschaffen65, was natürlich das Vertrauen der Be-

hörden in die Aussagen der Flüchtlinge erschütterte und die peniblen Kontrollen 

von behördlicher Seite erklären würde. Dennoch dürften solche direkten finanziel-

len Unterstützungen von vielen existenziell gefährdeten Heimatvertriebenen dank-

bar entgegengenommen worden sein.  

3.2.3 Einrichtungsdarlehen an Flüchtlinge in Zusammenarbeit mit der 

Stadtsparkasse Nienburg/Weser 

Weitere Unterstützung erfuhren die oftmals obdachlosen und in ihrer Existenz ge-

fährdeten Flüchtlinge in Form von speziellen Darlehen der Stadtsparkasse Nien-

burg66, die nach der Beantragung bei dem Stadt- beziehungsweise Kreisflücht-

lingsamt in Nienburg ausgegeben wurden67. Diese flüchtlingsspezifischen Subven-

tionen sollten“ der Beschaffung der für die Begründung einer neuen Erwerbsgrund-
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 Vgl. Manfred Eckert: Antwort auf meinen Fragenkatalog vom 23.2.2013; 23.2.2013 (Anhang). 
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 Vgl. Grubert, Werner: Zeitzeugengespräch vom 18.2.2013; 18.2.2013 (Anhang). 
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 Vgl. o. A.: Einrichtungsdarlehen an Flüchtlinge 4 (Stadtarchiv). 
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 Vgl. o. A.: „Antrag“ – Ordner: „Einrichtungsdarlehen an Flüchtlinge 4“ (Stadtarchiv). 
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lage benötigten Einrichtungsgegenstände (Maschinen, Geräte, Werkzeuge, Büro-

ausstattung) und der Bereitstellung der erforderlichen Betriebsmittel dienen […]“.68  

So stellte beispielsweise Arthur K. am 22.7.1949 einen Antrag an das Kreisflücht-

lingsamt in Nienburg/Weser, der seine Beantragung mithilfe folgender Hintergrün-

de rechtfertigt: 

Der heimatvertriebene Breslauer hatte im August des Jahres 1947 das Nienburger 

„Hotel zum Kanzler“ gepachtet, welches er daraufhin zu seiner neuen Existenz-

grundlage ausbauen wollte. Die für eine Instandsetzung dringend notwendigen fi-

nanziellen Mittel versuchte er durch ein Einrichtungsdarlehen aufzubringen, das 

ihm jedoch vorläufig verwehrt wurde. Der infolgedessen als private Geldgeber her-

angezogene Ahrens E. kündigte Arthur K. jedoch ebenfalls das Darlehen, woraufhin 

dieser in finanzielle Not geriet. Insgesamt 5.000 DM sollte er nun bis zum 30.9.1949 

zurückzahlen. Da er dazu nicht imstande war, drohte ihm nun die Verpfändung sei-

nes Mobiliars, wodurch sein Betrieb und somit seine Existenz gefährdet gewesen 

wäre. Er entschied sich nun erneut einen Antrag beim Kreisflüchtlingsamt auf ein 

Einrichtungsdarlehen zu stellen, um die bestehenden Privatschulden zu beglei-

chen69.  Aufgrund der Gewährung der vollen 5.000 DM war Arthur K. letztlich in der 

Lage, seinen Betrieb und somit seine Existenz zu erhalten. Dies lässt sich aus der 

Tatsache ableiten, dass das besagte „Hotel zum Kanzler“ des heimatvertriebenen 

Breslauers bereits im Rechnungsjahr 1953 einen Reingewinn von 8.563,08 DM auf-

weist und sich auch bei einer Gewinn- und Verlustrechnung zeigt, dass der Betrieb 

rentabel geworden ist70. 

Ein weiteres Beispiel liefert insbesondere über die Situationen der Antragsteller und 

somit auf die Verwendung solcher Einrichtungsdarlehen ähnliche Erkenntnisse. Der 

heimatvertriebene Schlesier Manfred K. hatte im August des Jahres 1945 ein Öd-

land-Grundstück gepachtet, woraufhin er dort eine Geflügelfarm mitsamt einer 

Wohnbaracke, einem Bruthaus, einem Hühneraufzuchtstall, zwei Schuppen und 

einem Fundament als Grundlage für ein späteres Wohnhaus errichtete. Allerdings 

benötigte er zu der Inbetriebnahme seiner Geflügelfarm einige spezielle Maschinen, 

deren Anfertigung Manfred K. am Frühjahr 1946 in Auftrag gab. Die Firma jedoch 

lieh ihm lediglich eine dieser Maschinen, da bis zur Währungsreform keinerlei Gerä-

te mehr verkauft werden sollten. Die Währungsreform erhöhte allerdings den Kauf-

preis dieses Gerätes enorm, sodass Manfred K. trotz einer zeitweiligen Verlänge-

rung des Leihvertrages in finanzielle Not geriet. Daraufhin stellte Herr K. am 

1.9.1948 Antrag auf ein Einrichtungsdarlehen beim Stadtflüchtlingsamt, deren Lei-
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ter ihm die Gewährung dieses Darlehens mündlich zusagte. Anstatt einer Gewäh-

rung wurde der Antrag jedoch lediglich an das Kreisflüchtlingsamt weitergeleitet 

und von diesem zunächst zurückgestellt. Trotz mehrfacher Berufung des Herrn 

Manfred K. auf die mündlich erhaltene Zusage wurden ihm nur 2.000 DM anstatt 

der beantragten 5.000 DM bewilligt. Dennoch wäre Herr Manfred K. ohne die restli-

chen 3.000 DM nicht in der Lage gewesen, seinen Betrieb existenzfähig zu halten71.  

Letztendlich musste Manfred K. seinen Betrieb in den Jahren 1953/1954 trotz der 

zusätzlichen Gewährung der geforderten 3.000 DM72 aufgeben, da die Futterpreise 

in der Zwischenzeit stark angestiegen waren, während sich die Verkaufspreise für 

Küken beinahe halbiert hatten. Notgedrungen musste er daraufhin berufsfremd in 

Bremen arbeiten. Bei der Rückzahlung seines Einrichtungsdarlehens gewährte ihm 

die Stadt/Nienburg aufgrund seines geringen Einkommens eine Verlängerung der 

Laufzeit auf drei Jahre73. 

Anhand der vorgelegten Beispiele ist zu erkennen, dass diese individuell erfolgrei-

chen Unterstützungen der Stadt vielen Flüchtlingen die Chance bot, sich eine neue 

und selbstständige Existenz aufzubauen. Allerdings implizierte dieser Schritt auch 

eine nicht unbedeutende Gefahr, da ein Scheitern einer solchen Betriebsgründung 

ebenso möglich wie ein Erfolg war. Zudem verschärfte der misslungene Aufbau ei-

ner neuen Existenz die finanziellen Schwierigkeiten, mit denen viele Heimatvertrie-

bene ohnehin zu kämpfen hatten, da auch das Einrichtungsdarlehen zurückgezahlt 

werden musste. 

Des Weiteren bestätigt die vorläufige Zurückstellung der Anträge seitens des Kreis-

flüchtlingsamtes, dass die Gewährung eines solchen Darlehens keineswegs selbst-

verständlich war. Sowohl Manfred K. als auch Arthur K. sendeten im Anhang ihrer 

Anträge eine Vielzahl von offiziellen sowie geschäftlichen Dokumenten beziehungs-

weise Verträgen, die ihre derzeitige Notlage sowie die dringliche Notwendigkeit des 

angesprochenen Darlehens belegen sollten74.  

3.3 Kritik am Vorgehen der Stadt Nienburg/Weser 

Bereits zu damaliger Zeit erntete der Umgang der Stadt Nienburg/Weser mit den 

ihnen zugeteilten Flüchtlingen Kritik aus unterschiedlichen Richtungen, die sich so-

wohl auf einzelne Vorfälle als auch auf die generelle Situation der Neuankömmlinge 

bezog.  
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So erhielt der Rat der Stadt Nienburg/Weser am 30.10.1947 ein offizielles Schreiben 

vom Regierungspräsidenten Rudolf Götz aus Hannover. Dieser bemängelte die an-

haltend schlechte Wohnungssituation der Heimatvertriebenen in der Stadt. Ihm 

zufolge sei der Wohnraum vollkommen ungleichmäßig zu Ungunsten der Flüchtlinge 

verteilt gewesen.  Darüber hinaus müssten die Elendsunterkünfte, Baracken, Flücht-

lingslager sowie die Gasthausunterkunft „Zum Anker“ geräumt werden, um die dort 

vorherrschenden „menschenunwürdigen Verhältnisse“75 zu beseitigen. Die dortigen 

Bewohner sollten stattdessen in Stadtquartiere eingewiesen werden.  

Des Weiteren sei die Stadt Nienburg/Weser den mehrfachen Aufforderungen des 

Regierungspräsidenten nicht nachgekommen, die ihr zugeteilten Flüchtlinge aus 

den außerstädtischen Auffanglagern in die Stadt hineinzulassen. Da weder eine öf-

fentliche Rüge in der Hannoverschen Presse noch eine von ihm gesetzte Frist die 

Stadt Nienburg offensichtlich dazu veranlasste, die kritisierten Umstände zu behe-

ben, sehe sich der Regierungspräsident nun gezwungen, Sanktionen gegen die Stadt 

zu erlassen76.  

Auch weitere Zwischenfälle indizieren ein Fehlverhalten der Stadt Nienburg/Weser 

im Umgang mit den ihr zugeteilten Flüchtlingen. In einer „Entschliessung“ betont 

auch der Flüchtlingsrat die menschenunwürdigen Verhältnisse, unter denen viele 

der Heimatvertriebenen leben müssten. Bei einer daraufhin vom Stadtflüchtlingsrat 

initiierten Aktion wurden Adressen von Einheimischen zusammengetragen, die 

weitaus mehr Wohnraum zur Verfügung hätten als ihnen zustehe77. Denn wohinge-

gen die Einheimischen noch in bürgerlichen Verhältnissen leben würden, sei insbe-

sondere die Wohnsituation der Flüchtlinge katastrophal78. Trotz dieses eigenmäch-

tigen Handels seitens des Flüchtlingsrates sei die von ihm gewünschte Reaktion der 

Stadt ausgeblieben. Erst mehrfache und eindringliche Forderungen hätten die 

Stadtverwaltung dazu veranlasst, aus den vorgelegten Tatsachen die nötigen Kon-

sequenzen – sprich eine Einweisung von Flüchtlingsfamilien in den überschüssigen 

Wohnraum – zu ziehen79.  

Darüber hinaus berichtet auch der Stadtflüchtlingsrat über die Verweigerung der 

Kreishauptstadt, hilfesuchenden Flüchtlinge und nach Nienburg entlassene Kriegs-

gefangene aufzunehmen. Infolge dessen müssten diese über mehrere Tage hinweg 

außerhalb der Stadt umherziehen und darauf hoffen, sich während dieser Zeit 

selbstständig mit dem nötigsten zu versorgen. Dieses Verhalten stünde jedoch ein-

deutig im Widerspruch zu den bestehenden Vorschriften, denen sich auch die Stadt 

Nienburg zu unterwerfen habe. Das Ausmaß der Empörung des Stadtflüchtlingsra-

tes spiegelt sich derweil in dem folgenden Abschnitt der Entschließung wider: „Die 
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Engherzigkeit des Stadtdirektors ist wohl kaum noch zu übertreffen; er schliesst 

seine Stadtgrenzen hermetischer ab, als es die Zonengrenzen sind, so dass gerade in 

der Zusammenführung von Familienangehörigen empörende Härten entstehen“80. 

Ein weiterer Kritikpunkt des besagten Rates ist die Rückführung der von den Eng-

ländern bei ihrem Abzug mitgenommenen Möbel (s. o. S. 10) an die Einheimischen, 

anstatt diese – zumindest geringfügig – den bedürftigen Flüchtlingen zukommen zu 

lassen81.  

3.4 Abschließende Beurteilung des Vorgehens der Stadt Nien-

burg/Weser  

Wie oben (s. o. S. 18) ersichtlich geworden ist, deutet die öffentliche Kritik an der 

Stadt Nienburg in der hannoverschen Presse auf das Ausmaß der Unzufriedenheit 

des Regierungspräsidenten und somit die Besonderheit des Falls Nienburg hin, da 

die Stadt durch diese Handlungsweise in den landeshauptstädtischen Zeitungen und 

demzufolge auf einer gesamtniedersächsischen Ebene angeprangert wurde. Auch 

die drastischen Worte, die der „Entschliessung“ des Stadtflüchtlingsrates zu ent-

nehmen sind, beschreiben ein aus deren Sicht verantwortungsloses Verhalten der 

Stadt Nienburg/Weser (s. o. S. 18). Das dort zu beobachtende Widersetzen gegen-

über bestehenden Vorschriften ist ein weiteres Indiz für die Starrheit der Stadtver-

waltung, die letztlich zu einer Art individuellem – im Sinne eines nicht vorschrifts-

gemäßen – Umgang mit den Flüchtlingen führte. In diesem Zusammenhang kann 

der mangelnde Durchsetzungswille bei der Zwangseinquartierung von Flüchtlingen 

sowie bei der kaum vollzogenen Umverteilung des von den Engländern zurückerhal-

tenen Mobiliars als Beispiel für eine mangelhafte Hilfeleistung beziehungsweise 

behördliche Diskriminierung dienen, da durchaus bestehende Möglichkeiten, die 

Situation der Heimatvertriebenen zu verbessern, wissentlich nicht genutzt wurden.  

Dennoch sind auch die prekären Umstände zu berücksichtigen, unter denen die 

Stadt Nienburg/Weser die Hilfe für die Heimatvertriebenen organisieren musste (s. 

o. S. 5ff.). Mangelnde Ressourcen – sowohl zur Förderung des Wohnungsbaus, als 

auch zur Aufrechterhaltung gewisser Grundbedürfnisse (Kohle zum Heizen, Treib-

stoff, etc.) – und die instabile Währung, die erst durch die Währungsreform 1948 

modernisiert wurde, erschwerten vor allem in den ersten Nachkriegsjahren die An-

passung der Stadt Nienburg/Weser an die neuen stadtimmanenten Verhältnisse. In 

dieser Hinsicht ist der vorbildhafte Wohnungsbau in Nienburg besonders hervorzu-

heben, welcher der Stadt landesweite Anerkennung entgegenbrachte (s. o. S. 15). 

Auch die ausgegebenen Einrichtungsdarlehen haben zu individuellem ökonomi-

schen Erfolg und somit zur eigenmächtigen Existenzsicherung geführt (s. o. S. 16-

18). Zudem ermöglichte die Stadt die Benennung von städtischen Straßen nach 
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ehemaligen deutschen Städten im Osten, was bei einigen Flüchtlingen eine positive 

Resonanz hervorrief (s. o. S. 12). 

4. Beteiligung der einheimischen Bevölkerung an der Flüchtlingsin-

tegration 

Die Bevölkerung Nienburgs reagierte gemischt auf das Ankommen sowie den späte-

ren Aufenthalt der Heimatvertriebenen in ihrer Stadt. Besonders die Tatsache, dass 

die begrenzten Ressourcen der Stadt – bezogen auf den durch Beschlagnahmungen 

der Engländer sowie kriegsbedingte Zerstörungen verengten Wohnraum, die Nah-

rungsmittelknappheit, die erschwerten Heizmöglichkeiten (s. o. S. 5ff.) – nun auf 

noch mehr Menschen verteilt wurden und die Nienburger somit Einbußen in der 

eigenen Versorgung hinnehmen mussten, setzte dem Verhältnis zwischen den bei-

den Gruppen anfangs zu. Speziell Wohnraumbeschlagnahmungen zugunsten der 

Flüchtlinge sorgten für regen Widerstand in der Nienburger Bevölkerung, woraufhin 

unzählige Beschwerden der Einheimischen bei den städtischen Behörden eingin-

gen.82 

Das mangelnde Interesse der Nienburger an der Notlage der Heimatvertriebenen 

erhielt auch Einzug in die die „Entschliessung“, die der Stadtflüchtlingsrat am 

2.8.1947 fällte. Dort heißt es, dass die Einheimischen keinerlei Entgegenkommen 

bei der mietweisen Bereitstellung von Mobiliar gezeigt hätten. Demzufolge hätten 

viele Flüchtlinge von den letzten Wertgegenständen, die sie besäßen, qualitativ 

minderwertige Möbel von entsprechenden Bezugsstellen kaufen müssen, wohinge-

gen viele Einheimische unbenutztes Mobiliar im Keller deponiert hätten. Selbst in 

den Fällen der zwangsweisen Verleihung würden die Nienburger sich bemühen, den 

Flüchtlingen die vorübergehend und unfreiwillig geliehenen Gegenstände zu entzie-

hen83.  

Ferner passt in dieses Verhaltensmuster ein weiterer vom Flüchtlingsrat beanstan-

deter Vorfall aus dem Jahre 1947. Demnach habe der Rektor der hiesigen Mittel-

schule absichtlich zu viele Schüler zur Aufnahmeprüfung bestellt, obwohl diesem 

sowohl der Mangel an Räumen als auch Lehrkräften bekannt gewesen sei84. Auf-

grund der nach dem Krieg besonders geringen Kapazitäten im städtischen Bildungs-

system85, hätten nun viele Kinder trotz guter Leistung abgelehnt werden müssen. 

Die betroffenen Schulanwärter seien dabei vor allem Flüchtlingskinder gewesen86.   
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Trotz solcher Vorfälle beteuert Werner Grubert, nie irgendwelche Probleme mit den 

einheimischen Nienburgern gehabt zu haben. Zwar habe er nie zu denjenigen ge-

hört, die in den Notunterkünften untergebracht waren und somit sozusagen von 

der restlichen Bevölkerung eher abgeschottet gelebt haben, dennoch habe er auch 

in seinem Arbeitsleben außer einigen allgemeingehaltenen abfälligen Bemerkungen 

keinerlei Unrecht erfahren87. Auch der damals elfjährige Manfred Eckert, der zwar 

damals nicht in Nienburg direkt aufgenommen worden sei, sondern sich zunächst in 

einem Nachbarkreis Nienburgs aufhielt, habe keine Unterschiede zwischen sich und 

den einheimischen Jugendlichen gespürt. Angesichts der Abgaben, die die hier an-

sässige Bevölkerung zugunsten der Heimatvertriebenen leisten musste, verstehe er 

den partiell auftretenden Missmut. Zudem sei auch der später auftretende Neid, 

der aus den Entschädigungen nach dem Lastenausgleichsgesetz an die Flüchtlinge 

entstand, durchaus verständlich gewesen, da der Krieg überall eine gewisse Unter-

versorgung hervorgerufen hatte88.  

Als besonders lobenswert wird jedoch quellenübergreifend das Engagement des 

damaligen Bürgermeisters Ritzers dargestellt. Zum einen wird dieser in der äußerst 

kritischen „Entschliessung“ des Stadtflüchtlingsrates vom 2.8.1947 als Einziger lo-

bend hervorgehoben. Dessen „Standpunkt, Haltung und Hilfe“ stünden im Gegen-

satz zu dem Verhalten der restlichen Stadtverwaltung89. Des Weiteren rief dieser im 

Herbst 1947 die Bürger seiner Stadt eigenmächtig dazu auf, Flüchtlingskinder in 

einheimischen Familien aufzunehmen, um diesen bessere Lebensverhältnisse zu 

ermöglichen. Daraus resultierte die Inobhutnahme von über 200 Kindern durch Ni-

enburger Familien90. Dadurch wurde die speziell am Anfang noch hinderliche Barrie-

re des gegenseitigen Unverständnisses partiell behoben, die auch von Werner Gru-

bert geschildert wurde. So sei einigen Nienburgern nicht bewusst gewesen, dass die 

aus Ostpreußen stammenden Heimatvertriebenen nicht russisch, sondern deutsch 

sprachen91. Dies indiziert die mangelnde Kenntnis über die jeweils andere Gruppe, 

die laut Manfred Eckert teilweise Misstrauen hervorrief92.  

5. Beteiligung der Flüchtlinge an ihrer Integration 

Eine schnelle Integration – sowohl privat als auch ökonomisch – war nicht nur im 

Interesse der Flüchtlinge, sondern bot auch der Stadt Nienburg/Weser gewisse Vor-

teile. In dieser Hinsicht kam beiden Seiten die damalige Situation trotz der vielen 

bereits dargelegten und kriegsbedingt ungünstigen Umstände insofern zugute, als 

die Arbeitsfähigen unter den Heimatvertriebenen die Nischen auf dem damals 
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durchaus lückenhaften Arbeitsmarkt Nienburgs besetzen konnte. Auch viele Nien-

burger Bürger sind als Soldaten im Zweiten Weltkrieg gefallen und haben somit ihre 

einstigen Betriebe beziehungsweise sonstigen Arbeitsplätze unbesetzt zurückgelas-

sen. Infolge dessen herrschte alsbald ein Mangel an Arbeitskräften93, der nun von 

den Heimatvertriebenen behoben werden konnte. Dies wird auch von Werner Gru-

bert bekräftigt. Die Tatsache, dass ihm ohne Arbeit der Zuzug nach Nienburg nicht 

gewährt worden sei, bestätigt die Bemühungen der Stadt, primär arbeitsfähige 

Flüchtlinge in die Stadt aufzunehmen, da insbesondere diese für die städtische 

Wirtschaft von Bedeutung waren. Hinzu kommt, dass er bis zu seiner Pensionierung 

nie arbeitslos gewesen sei94. Ferner wurden mit Kriegsende sämtliche Zwangsarbei-

ter von den Alliierten befreit, wodurch deren Arbeitskraft ebenfalls wegfiel95. Indem 

nun die Flüchtlinge ihre Arbeitskraft zur Schließung derartiger ökonomischer Lücken 

anbieten konnten, wurden sie allmählich zu einem unverzichtbaren Motor des Wie-

deraufbaus. In diesem Kontext war also eine enge Zusammenarbeit von Flüchtlin-

gen und Einheimischen maßgebend für das gemeinsame Ziel des Wiederaufbaus96. 

Die Integrationshilfe des Faktors „Arbeit“ zeigt sich ebenfalls in der Selbstständig-

keit einiger Flüchtlinge. Beispielhaft dafür steht die regelrechte Erfolgsgeschichte 

des Kaufmannes Kurt Kolossa. Der heimatvertriebene Ostpreuße betrieb bereits in 

seiner alten Heimat ein Modegeschäft97. Nach seiner Vertreibung und anschließen-

den Ankunft in Nienburg gründete er dann am 16.7.194898 das Modehaus „Ko-

lossa“, das noch immer eines der großen textilverkaufenden Gewerbe der Stadt 

Nienburg/Weser ist. Der seit dem 1.11.1960 in der Georgstraße/Ecke Leinstraße 

unterbrachte Betrieb expandierte inzwischen, sodass die Schöpfung des Flüchtlings 

Kurt Kolossa heute auch in zwei weiteren Städten – nämlich Wunstorf und Verden – 

anzufinden ist99. 

Des Weiteren wirkte sich der Zusammenschluss von Flüchtlingen in Ortsverbänden 

oder ähnlichen Vereinigungen positiv auf die Integration aus100. Bei dortigen Treffen 

herrschte nicht nur ein gegenseitiges Verständnis, was zwischen Einheimischen und 

Heimatvertriebenen vor allem in der Anfangszeit noch fehlte, sondern auch Men-

schen mit einem ähnlichen Schicksal, vergleichbaren Erlebnissen und eventuell 

Kenntnissen über die einstige Heimatregion. Allein der Austausch von Informatio-

nen, Erfahrungen und Erinnerungen mit Gleichgesinnten hat das Wohlbefinden der 
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Vertriebenen in ihrer neuen Heimat gestärkt. Ferner schufen derartige Zusammen-

schlüsse die Möglichkeit, Bewohner der ehemals gleichen Heimatstadt zu finden. 

Dies begünstigte auch die Gewöhnung an neue Heimat. 

Ein weiterer Grund für die Bildung solcher Verbände war die gegenseitige Unter-

stützung, die sich die Flüchtlinge untereinander geben konnten. Zudem pflegt man 

beispielsweise in der „Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein“ bis heute engen Kon-

takt zu der deutschen Minderheit im ehemaligen Heimatgebiet, woraus schließlich 

auch Fahrten dorthin entstanden sind101. 

Fazit 

Letztlich begründet sich der Erfolg der Flüchtlingsintegration auf vielen sich addie-

renden Faktoren, die in ihrer Gesamtheit dazu in der Lage waren, eine in diesem 

Sinne homogene Nienburger Bevölkerung zu schaffen, deren Mitglieder heutzutage 

nicht mehr zwischen ehemaligen Einheimischen und Flüchtlingen differenzieren.  

Das Fundament, auf das sich der nachfolgende Integrationsprozess stützt, wurde 

sicherlich bereits unmittelbar nach Kriegsende gelegt, indem das überlebensnot-

wendige Minimum an Versorgung für die Flüchtlinge bereitgestellt wurde. Das Rati-

onierungssystem der Militärregierung (s. o. S. 9) sowie das Einsammeln von Decken 

(s. o. S. 7) sicherte den Flüchtlingen – wenn auch anfangs in elendigen Verhältnissen 

lebend (s. o. S. 18f.) – vorübergehend ihr Überleben, was konsequenterweise die 

Grundvoraussetzung für eine Integration überhaupt darstellt. Unter ungehemmt 

chaotischen und anarchieähnlichen Konditionen hätten vor allem die hilfsbedürfti-

gen Neuankömmlinge aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten zu leiden gehabt, 

da ihre Voraussetzungen für einen unkontrollierten Überlebenskampf gering waren.  

Allerdings beherrschte ein mangelndes Verständnis der jeweils anderen Gruppe die 

Anfänge der Koexistenz von Flüchtlingen und der hier ansässigen Bevölkerung, was 

in Form von gegenseitiger Skepsis den anfänglichen Missmut intensivierte. Insbe-

sondere die zwangsmäßigen Abgaben oder gar Beschlagnahmungen, welche die 

Einheimischen über sich ergehen lassen mussten, wirkten sich negativ auf das dar-

gelegte Verhältnis aus. Diese prägenden Ereignisse und auch die allgemeine Notsi-

tuation als Resultat des Zweiten Weltkrieges waren zumindest partiell dafür ver-

antwortlich, dass die Einheimischen teilweise keine spezielle Hilfe für die Heimat-

vertriebenen organisierten (s. o. S. 21). Leerstehende Häuser und mitgenommene 

Möbel aus den Beschlagnahmungen der Militärregierung hatten neben Vorfällen 

wie beispielsweise der Ablehnung von Flüchtlingskindern an der hiesigen Mittel-

schule (s. o. S. 21) dementsprechend eine besonders hemmende Wirkung auf den 

Integrationsprozess, weil diese den Zwiespalt unter den beiden Gruppen sowie den 

allgemeinen Missmut intensivierten. In diesen Zusammenhang passen auch die As-
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pekte der Integrationsbehinderung, welche aus dem regelrechten Vorgehen der 

Einheimischen gegen die Flüchtlinge bei der Rückforderung zwangsweise abgege-

bener Objekte resultierten (s. o . S. 21.). Hinzu kommt das willentlich herbeigeführte 

Versäumen der Stadt Nienburg/Weser, Flüchtlinge, welche der Stadt zugewiesen 

wurden, aufzunehmen. Des Weiteren wurde die Umverteilung von vorhandenem 

Mobiliar oder Wohnraum kaum selbstständig vorangetrieben, wodurch eine Vertei-

lung zu Ungunsten der Flüchtlinge entstand (s. o. S. 19).     

Einen regelrechten Schub erhielt die Homogenisierung der beiden Gruppen indes 

durch die Währungsreform im Jahr 1948. Bereits zuvor herrschte in Nienburg und 

Umgebung ein Mangel an Arbeitskräften, den die ankommenden Flüchtlinge teil-

weise ausgleichen konnten. Die enorme Bedeutung, welche die Heimatvertriebenen 

bald für die hiesige Wirtschaft darstellten, wurde auch von den Einheimischen er-

kannt und geschätzt, wodurch sich oftmals deren Einstellung gegenüber den Flücht-

lingen beziehungsweise auch in entgegengesetzter Richtung verbesserte (s. o. S. 

22f.). Der Kontakt am Arbeitsplatz sorgte derweil für ein besseres Verständnis un-

tereinander. Infolge dessen wurde die anfängliche Skepsis allmählich überwunden 

und die gegenseitige Offenheit für den jeweils anderen angeregt, wodurch sich als-

bald eine Akzeptanz des jeweils anderen entwickelte. Der nach der Währungsre-

form vorangetriebene Wohnungsbau, der in Nienburg bald überdurchschnittliche 

Ausmaße angenommen hatte (s. o. S. 15), schaffte zudem ein gemeinsames Ziel, an 

dem sowohl Flüchtlinge als auch Einheimische miteinander arbeiteten. Der gemein-

schaftliche Wiederaufbau verbesserte somit abermals das Verhältnis.  

Wie sowohl Werner Grubert als auch Manfred Eckert betonen, hatte der Faktor 

Arbeit als wesentlicher Integrationskatalysator einen besonderen Anteil an dem 

Gelingen der Zusammenführung der beiden Gruppen zu einer einheitlichen Nien-

burger Bevölkerung. Dabei ist jedoch auch die Unterstützung der Stadt Nien-

burg/Weser nicht außer Acht zu lassen. Die Bemühungen Einzelner, nicht nur die 

durch den Krieg entstandenen Lücken auf dem Arbeitsmarkt zu schließen, sondern 

auch eigene Betriebe aufbauen zu wollen, indizieren deren eigenständigen Integra-

tionsversuche. Flüchtlingsspezifische Subventionen wie das Einrichtungsdarlehen 

förderten derweil diese Vorhaben der Unternehmer mit Flüchtlingshintergrund. 

Mithilfe dieser Sonderleistungen gelang individuell der Aufbau neuer Betriebe oder 

der Erhalt solcher, die von im Krieg gefallenen leerstehend zurückgelassen wurden 

(s. o. S. 16-18).  

Insgesamt gesehen hat speziell die ökonomische Integration der Flüchtlinge den 

Weg für eine gesellschaftliche Integration geebnet. Das allmähliche Wiederkehren 

eines Alltags sowie die Gewöhnung an die neue Umgebung mitsamt deren Bewoh-

nern sind hauptsächlich über den arbeitsbedingten Kontakt zwischen den Einheimi-

schen und den Flüchtlingen entstanden. Hinzu kam die ideelle Unterstützung der 

Stadt Nienburg/Weser, welche nicht nur der Gefahr einer Bezugslosigkeit zur alten 

Heimat vorbeugte, sondern auch dazu beitrug, dass sich die Heimatvertriebenen 
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zunehmend in ihrer neuen Umgebung wohlfühlten (s. o. S. 12). Begleitet wurde die-

ser Schritt durch die Zusammenkunft von Flüchtlingen in Heimatverbunden oder 

ähnlichen Organisationen, bei denen sich die Zuzügler intern unterhalten konnten, 

Erfahrungen austauschten oder gar Fahrten in die alte Heimat organisierten. 

Dadurch entstand allmählich die Bereitschaft, sich gänzlich auf das Leben in der 

neuen Heimat zu konzentrieren, da die Angst, auch den mentalen Bezug zur alten 

Heimat zu verlieren, von dem Erinnern innerhalb der genannten Organisationen 

verdrängt wurde. 

Generell kristallisieren sich insbesondere zwei wesentliche Aspekte der Integration 

heraus: Die Arbeit als Integrationskatalysator und der Wohlfühlaspekt seitens der 

Flüchtlinge in der neuen Heimat. 

Aufgrund der Tatsache, dass der Bereich der Flüchtlingsintegration nach dem Zwei-

ten Weltkrieg speziell in Nienburg thematisch bisher kaum nachvollzogen worden 

ist, sehe ich eine Fortführung der Nachforschungen auf diesem Gebiet als notwen-

dig an. Die verschwindend geringe Anzahl an Forschungsergebnissen – bezogen auf 

die Stadt Nienburg/Weser – auf diesem Themengebiet war eines der wesentlichen 

Erschwernisse, die sich während meiner Arbeit ergeben haben. Infolge dessen 

musste ich, zunächst überlegen, welche Akten überhaupt eine gewisse Relevanz für 

die Thematik meiner Arbeit aufweisen. Dementsprechend lange dauerte auch die 

Einarbeitung des von mir gewählten Themas, bevor ich selbst zu einer Entscheidung 

in der Lage war, welche Dokumente oder ähnliches ich für die einzelnen Aspekte 

meiner Arbeit benötige. Aufgrund dessen ergab sich speziell in der Endphase der 

Erstellung ein Mangel an Zeit. Obwohl die bisherige Unberührtheit dieser Thematik 

bezüglich der Ereignisse und Integrationsmechanismen in der Stadt Nienburg deren 

totale Erfassung ohnehin kaum möglich gemacht hätte, wäre ich an einigen Stellen 

bei meinen Nachforschungen gerne noch etwas intensiver auf die dargestellten As-

pekte eingegangen. So hätte ich gerne weitere Zeitzeugen befragt, um eventuell 

unterschiedliche Aussagen zu vergleichen und letztlich ein breiteres Meinungs-

spektrum anführen zu können. Des Weiteren blieb der Aspekt der politischen Parti-

zipation seitens der Heimatvertriebenen aufgrund des Zeitmangels von mir unbe-

rücksichtigt. Aufgrund dessen bin ich der Meinung, dass derartige Integrationspro-

zesse wie jener von ostdeutschen Heimatvertriebenen in Nienburg/Weser und 

sonstigen Städten der heutigen Bundesrepublik Deutschland, die aus der gegenwär-

tigen Perspektive ein beispielhaftes Gelingen  aufweisen, weiterhin und tiefgründi-

ger untersucht werden sollten.  
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Anhang 

a) Antwort von Herrn Manfred Eckert auf meinen Fragenkatalog vom 

23.2.2013 
 

Informationen zur Person: 

Name: Manfred Eckert 

Geboren: 1934 in Pillau (Ostpreußen) 

Anmerkungen: Herr Manfred Eckert ist im Jahr 1945 geflohen und in Rethem (Aller) im 

Landkreis Heidekreis, nahe der Grenze zum Landkreis Nienburg angekommen. Zudem ist 

Herr Eckert Betreuer der Heimatstube Nienburg, die der „Heimatkreisgemeinschaft Barten-

stein e. V.“ angehört. 

Fragenkatalog meinerseits (Gesendet am 19.2.2013): 

1. Was konkret tut die Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein? 

 - Wie oft Treffen sich deren Mitglieder? 

 - Welche Programmpunkte gibt/gab es bei solchen Treffen? 

- Organisiert sie Fahrten in den ehemaligen Landkreis Bartenstein? 

 - Seit wann existieren solche Fahrten? 

 - Welche sonstigen Aufgaben übernimmt die Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein? 

- Welchen emotionalen Wert besitzt die Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein für 

Sie? 

2. Gibt es eine Verbindung zwischen den von der Stadt Nienburg/Weser übernommenen 

Patenschaften mit dem ehemaligen Landkreis Bartenstein sowie kreisangehörigen Städ-

ten und der Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein e. V.? 

- Inwieweit ist die Stadt Nienburg in die Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein in-

volviert? 

 - Warum treffen sich deren Mitglieder ausgerechnet in Nienburg/Weser? 

- Gibt es weitere besondere Verbindungen des Landkreises Nienburg zum Kreis Bar-

tenstein? 

3. Wann wurde die Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein gegründet? 

 - Zu welchem Zweck geschah dies? 

 - Wessen Engagement ist die Gründung des Vereins zu verdanken? 
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- Wie haben Flüchtlinge, die einst in den gleichen Dörfern, Städten, Gemeinden o-

der Kreisen gelebt haben, sich später in Nienburg gefunden? 

4. Welche Erfahrungen haben Sie mit dem Lastenausgleich gemacht? 

 - War es schwer den verloren gegangenen Besitz nachzuweisen?  

- Wie wurde dies gemacht? 

 - Haben die Behörden an Ihren Aussagen gezweifelt? 

5. Wann würden Sie sagen, war die Integration der Flüchtlinge damals abgeschlossen? 

 - Welchen Umständen war dies zu verdanken? 

 - Hatte die Arbeit Ihrer Meinung nach einen wesentlichen Anteil an der Integration? 

 - Gab es damals viel Arbeit? 

 - Gab es viele Lücken in der Arbeitswelt, die Flüchtlinge ausfüllten? 

- Welche Reaktionen zeigten die damaligen Nienburger auf die Ankunft der Flücht-

linge? 

 - Welchen Ruf hatten die Flüchtlinge damals unter den Nienburgern?  

 

Antworten von Manfred Eckert (Empfangen am 23.2.2013): 

Zeitzeugeninterview 
 

Zu 1) 

In der Regel tritt einmal im Jahr der erweiterte Vorstand in Nienburg zusammen. Er besteht 

aus 10 Personen und weiteren drei Personen als mögliche Nachrücker. Davon bilden fünf 

Mitglieder den Vorstand, der in der Zwischenzeit die Geschäfte führt.  

Bei Vorstandssitzungen allgemeine Regularien, Kassenstand, Familienforschung anhand 

alter Dateien, Berichte über Reisen und Aktivitäten im früheren Bartenstein, Vorschau. 

An Haupttreffen der Kreisgemeinschaft Berichte über Reisen, von Gesprächen mit der deut-

schen Minderheit, mit Offiziellen  der dortigen Verwaltung, mit Kirchenvertretern. Vor al-

lem unter den Teilnehmern Austausch von alten Erinnerungen, gleiche Schule, Flucht. 

Es werden im Abstand zwei bis drei Jahren Reisen mit unterschiedlichen Zielen angeboten. 

Es ist dann nicht mehr der Heimwehtourismus, denn die Elterngeneration gibt es nicht 

mehr, vielmehr wollen Kinder und Enkel sehen, wie und wo die Vorfahren gelebt haben. 

Erste Fahrten fanden Ende der 70er Jahren statt, nachdem durch die neue Ost-Politik eine  

Entspannung im Verhältnis zu den Polen entstanden war. 
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Dreimal im Jahr gibt es das Heimatblatt „Unser Bartenstein“. Es wird von Fahrten berichtet, 

früheren und aktuellen Gegebenheiten. Ein wichtiger Teil sind die Familiennachrichten. Zu  

der deutschen Minderheit wird ein intensiver Kontakt gepflegt. Es wurde der private 

Deutschunterricht finanziell unterstützt. In unregelmäßigen Abständen erfolgen gegenseiti-

ge Besuche. Spenden unterschiedlichster Art werden organisiert und vor Ort abgeliefert. In 

den nördlichen Teil des ehemaligen Landkreises, der heute russisch ist, sind solche Trans-

porte noch mit hohem bürokratischem Aufwand verbunden und daher seltener. Hier wur-

den auch alle früheren Bewohner schon in Ende der 40er Jahre ausgewiesen. Eine deutsche 

Minderheit gibt es hier nicht.   

Für mich sind die Treffen, Gespräche in der Heimatkreisgemeinschaft ein willkommener 

Anlass, alte Jugenderinnerungen aufzufrischen. Man erfährt viel Neues und erreicht bei 

Reisen Gebiete, die bisher kaum bekannt waren.  

 

Zu 2) 

Im Zuge der übernommenen Patenschaften wurden Räumlichkeiten und Möbel bereitge-

stellt, um Erinnerungsstücke aufzubewahren, Schriften und Bücher zu sichern, die an ande-

ren Orten von wenig Interesse sind. Der Landkreis zahlt einen Zuschuss. An offiziellen Ver-

anstaltungen sind Vertreter der Stadt und des Landkreises anwesend. 

1949 gab es erste Anregungen zur Übernahme von Patenschaften ostdeutscher Gebiete, 

die nicht mehr zu Deutschland gehörten. 1953 erfolgte eine Vereinbarung zwischen den 

kommunalen Spitzenverbänden und den ostdeutschen Landsmannschaften. Kurz vor Weih-

nachten 1954 kam die Nachricht, dass auf Veranlassung der Landsmannschaft Ostpreußen 

der Kreis Nienburg die Patenschaft für den Kreis Bartenstein übernehmen würde. Am 

17.12.1954 stimmte der Kreistag diesem Vorhaben zu.  

Die Stadt Nienburg hat dann vier Jahre später die Patenschaft für die Einwohner von Bar-

tenstein und die dem kreisangehörigen Städte Schippenbeil, Domnau und Friedland über-

nommen.  

 Bereits 1952 bestand eine Patenschaft mit der württembergischen Stadt Barten-stein. Die-

se ist auf Initiative des Herausgebers des ersten Heimatblattes, Herrn Willi Piehl,  entstan-

den. Im Gegensatz zu Nienburg ist die Patenschaft dort angekommen. Viele Einheimische 

beteiligen sich an der Vorbereitung und dem Ablauf von Treffen. In Nienburg ist außer den 

Offiziellen kaum jemand von der Bevölkerung anwesend. 

2002 erfolgte zwischen Nienburg und dem polnischen Bartoszyce eine Städtepartnerschaft. 
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Zu 3) 

Kurz nach dem Kriege, bereits 1946, verschickte der ehemalig Stadtpfarrer von Bartenstein, 

Pfarrer Danowski, Einladungen zu einem ersten Treffen nach Hamburg. Die Anschriften 

bekam er u.a. vom Roten Kreuz. Hierbei wurden Anschriften ausgetauscht, über Ver-

schleppte und in Lagern und auf der Flucht Verstorbene berichtet. So entstanden erste 

Listen und Dateien. 

Der Herausgeber der früheren Bartensteiner Zeitung, Herr Willi Piehl, übernahm zusam-

men mit dem Kreisvertreter in der Landsmannschaft Ostpreußen, Herrn Bruno Zeiß, ab 

1949 diese Gemeinschaft der Heimatvertriebenen, so nannte sie sich damals. Aus steuerli-

chen Gründen wurde daraus mit anderer Namensgebung letztendlich die Heimatkreisge-

meinschaft Bartenstein/Ostpr. e.V. 

Da bis zu den ersten Treffen in Nienburg bereits umfangreiche Adressenlisten vorlagen und 

jedesmal neue Anschriften dazukamen, war eine Verbreitung der Einladung durch das Hei-

matblatt Unser Bartenstein über das gesamte Bundesgebiet möglich. Übrigens gab es an-

fangs regional viele Treffen, die sich zum Teil nach Kirchkreisen oder größeren Gemeinden 

gliederten. 

 

Zu 4) 

Für Hausrat gab es Regelsätze, die bei Überschreiten durch Zeugen nachgewiesen werden 

mussten. Bei Grundbesitz war es schwieriger, denn Katasterunterlagen gab es selten. Wenn 

Unterlagen ausgelagert waren, befanden sie sich häufig in Ostberlin oder in der DDR, an die 

schwer heranzukommen war. Für uns hat zum Beispiel der Architekt und Baumeister, der 

unser Haus 1936 gebaut hat, die Größe und den Wert des Grundstücks und Gebäudes be-

stätigt. Für landwirtschaftliche Betriebe gab es eine Heimatauskunftstelle, die von den Las-

tenausgleichsämtern angeschrieben wurden. 

Wenn alles schlüssig war, wurde in der Regel dem Antrag entsprochen. 

Pensions- und Rentenbezüge mussten auf ähnliche Weise glaubhaft gemacht werden. Mein 

Vater ist im Januar 1945 gefallen, was wir erst drei Jahre später erfuhren. Meine Mutter 

wollte ihn auch nicht früher für tot erklären lassen, denn sie hoffte auf seine Wiederkehr. 

Bis zu Kriegsbeginn hatte er eine Beamtenstelle im Landratsamt. Sein ehemaliger Verwal-

tungschef hat dann bestätigt, dass er als Kreisinspektor tätig war und seine Stelle nach ent-

sprechender Dienstzeit angehoben werden sollte. 

 

Zu 5) 

Die erste Zeit war von gegenseitiger Unkenntnis und viel Mistrauen gezeichnet. Über die 

hiesige Bevölkerung schwabten drei Wellen mit Neuankömmlingen. Zunächst waren es die 
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Ausgebombten und Evakuierten aus den Großstädten. Gegen Kriegsende strömten Flücht-

linge aus dem Osten ins Land. Nach Kriegsende mussten sie noch die Ausgewiesenen aus 

den Ostgebieten aufnehmen. Mehr oder weniger abgeschlossen war die Integration nach 

Inkrafttreten der Währungsreform am 20. Juni 1948. Einheimische und Hinzugekommene 

standen auf gleichem Niveau, der Schwarzmarkt, von dem vor allem die Besitzenden profi-

tierten, brach zusammen. Für den Wiederaufbau benötigte man jede Person, gute Ausbil-

dung und zuverlässige Arbeit waren der Maßstab für eine gedeihliche Zusammenarbeit, 

andere Kriterien galten weniger. Da vieles zerstört und über die lange Kriegszeit nicht in-

standgehalten wurde, gab es überall Arbeit.  

Vor allem auf dem Lande benötigte man Arbeitskräfte, da die Fremdarbeiter (Kriegsgefan-

gene) in ihre Heimat zurückgekehrt  und Lücken durch gefallene Bauern oder deren Söhne 

entstanden waren. Allerdings ging die Integration bei den überwiegend konservativen Bau-

ern noch nicht so weit, dass die Hochzeit der Tochter oder des Sohnes mit einem Flüchtling 

problemlos vonstatten ging. 

Die Stadtbevölkerung von Nienburg wird sicherlich auf den Zustrom so vieler Menschen 

ähnlich wie überall reagiert haben. Sie mussten Zimmer abgeben, Möbel und Geschirr be-

reitstellen. In manchen Orten hatte sich die Einwohnerzahl verdoppelt. Dass dabei mancher 

Unfrieden entstand, und zwar auf beiden Seiten, ist nur verständlich. Als es später nach 

dem Lastenausgleichsgesetz Entschädigungen gab, schlug es bisweilen in Missgunst oder 

Neid um. 

Nach dem Ende des Krieges litten alle unter zu geringer Versorgung. So mancher wird dann 

vielleicht Mundraub begangen oder auf illegalem Wege etwas angeschafft haben. Das wird 

anfangs zu einer wenig freundlichen Einschätzung beigetragen haben. Als es allen besser 

ging, waren sie Konsumenten und gern gesehene Kunden. Flüchtlinge bildeten Ortsverbän-

de, um sich gegenseitig zu stützen. Unter den Jugendlichen gab es keine Unterschiede. Man 

saß auf der Schulbank nebeneinander und lernte gemeinsam. Am Nachmittag und am Wo-

chenende traf man sich auf dem Sportplatz und kämpfte für den Verein. 

Im Rückblick habe ich mich nie als Außenstehender empfunden.  

Manfred Eckert 
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b) Zeitzeugengespräch vom 18.2.2013 mit Herrn Werner Grubert 

Informationen zur Person: 

Name: Werner Grubert 

Geboren: 10.04.1924 in Großwingen (Ostpreußen)  

Ankunft in Nienburg: 17.9.1945  

 

Warum sind Sie ausgerechnet in der Stadt Nienburg gelandet? War da eine eigene Ent-

scheidung oder eine Zuweisung? 

Herr Grubert: Ich bin am 17. September nach Nienburg gekommen. Wir hatten hier Ver-

wandte. Mein Onkel war bei der Gendarmerie. […] Und dann bei der Lazarettentlassung 

sagte da der Hauptmann: „Ihr Soldbuch, das müssen sie abgeben.“ Und ich erhielt dann 

einen Auszug aus dem Soldbuch, damit wir etwas Amtlichen in Händen haben. „Ostpreu-

ßen? Da werden sie nicht entlassen!“ sagte er da. Da hab ich gesagt: „Ja ich hab in Nienburg 

Verwandte.“ Und da hat er Ostpreußen durchgestrichen und Nienburg hingeschrieben. Joa, 

und so kam ich dann nach Nienburg. […] Und als wir dann in Nienburg ankamen […] sind wir 

ein paar Tage später zum Meldeamt gegangen. [Beamter des Meldeamtes:] „Joa ohne Ar-

beitsrecht kein Zuzug. Also erstmal zum Arbeitsamt gehen!“ Na gut und dann bin ich halt 

erstmal zum Arbeitsamt gegangen. Dann hat er in meine Entlassungsurkunde geguckt und 

gesagt: „Landarbeiter steht da drin.“ Und dann sagte er zu seinem Kumpel: „Ja Mensch, du 

suchst doch einen Landwirt. Hier haste einen!“ Das war in Linsburg. […] Und dann hatte ich 

die Möglichkeit, in Nienburg in der Molkerei anzufangen. […] Und dann wurde die Molkerei 

in Nienburg zum 1. Januar 1970 verkauft. Und dann bin ich wie mein Bruder zur Kali-Chemie 

gegangen. […] Also eine Zuweisung war das nicht. Nur halt die sechs Wochen, die ich in 

Linsburg war.  

Und Sie sind direkt bei ihrem Verwandten eingezogen? 

Herr Grubert: Ja, das war bei meiner Tante, die damals in der Kasperstraße 12 wohnte. Das 

Haus, das steht auch heute noch. […] Ich war zuerst in einer Fünfzimmerwohnung. Und wir 

waren die in der Hauptsaisonzeit vierzehn Personen. Und dann habe ich natürlich auf dem 

Dachboden geschlafen. […]  

Waren die Personen, die mit ihnen dort wohnten, alles Verwandte? 

Herr Grubert: Das waren alles Verwandte. Außer ein Zimmer, das war vermietet. […] 

Und wie sind Ihnen die Verhältnisse in Nienburg damals vorgekommen? Waren sie eher 

relativ geordnet oder eher chaotisch? 

Herr Grubert: […] Also ich habe davon nicht viel mitbekommen. Ich hatte keine Probleme. 

Aber meine Frau, die war damals auf dem Land, hat mir erzählt, es gab da schon böse Be-

merkungen. Dies und das, ich hab das ja nicht mitbekommen. […]Und dann hat man schon 

oft gehört: „Was… - ihr könnt deutsch?“ Man hat halt gedacht, die kommen aus dem Osten, 

also von sonst wo her. Die hatten damals keine Vorstellungen. […] „Sie kommen aus dem 
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Osten? Dann müssen sie doch russisch sprechen!“ Solche Vorstellungen hatten die Leute 

damals. Das hat man schon oft gehört.  

Und haben sie sonst etwas von anderen Flüchtlingen aus den Lagern mitbekommen?  

Herr Grubert: Das habe ich alles nicht mitgemacht. Ja, aber meine Cousine. […] Und die 

waren da im Ziegelkamp in dem Lager. Und das war die Hölle. […] Da bin ich dann ein paar 

Mal drinnen gewesen. Da waren dann die zweistöckigen Betten nur mit einem Laken, wenn 

überhaupt, bedeckt und dahinter hauste gleich die nächste Familie. Das waren die Zustände 

in der ersten Zeit. […] Also in dem Sinne, habe ich da nie Nachteile gespürt. Ich habe ja ge-

arbeitet. Ich weiß noch, als ich die erste […] gekauft habe. [Die Reaktionen der Nienburger:] 

„Gott haben die Geld. Die können sich schon so etwas Neues leisten?“ Die konnten sich das 

gar nicht vorstellen. Und so entstand sicherlich auch Neid. 

Sie haben erwähnt, dass sie Lastenausgleich erhalten haben. Wie war das da mit dem 

Antrag? War das schwer zu bekommen? Hat man ihnen das sofort geglaubt? 

Man hatte ja auch Bekannte. Und die haben dann gesagt: „Ja der hat das und das ge-

macht.“ Aber bei der Aufrechnung für die Rente, die Jahre 14-18 meines Lebens fehlen, da 

ich nicht nachweisen konnte, dass ich zu Hause gearbeitet habe. Erst als ich Soldat war, 

konnte ich das nachweisen. […] Und beim Lastenausgleich direkt, da war es so, dass ich und 

meine beiden Brüder alle drei beantragt haben. Und wir hatten damals einen Erbhof, das 

hieß, nur einer konnte halt erben und auch Lastenausgleich bekommen. […] Aber viele ha-

ben das dann auch ausgenutzt. 

Und gab es irgendwelche Diskrepanzen zwischen Nienburgern und Flüchtlingen? Ist ihnen 

in dieser Hinsicht irgendetwas aufgefallen? 

Nein. Wie gesagt, ich habe davon nicht viel mitbekommen. Das einzige war, als ich damals 

in die Molkerei nach Nienburg kam, da habe ich meinen Kollegen dort gefragt: „Bist du Ost-

preuße?“ „Um Gottes Willen. Dann würde ich mich aufhängen“, hat er da gesagt. Das konn-

te man schon mal hören, aber sonst habe ich keine Probleme gehabt. Andere haben viel-

leicht mehr negatives mitbekommen, aber ich kann dazu nicht mehr sagen. […] Ich habe 

dann von meinem Onkel damals einen Gutschein für einen Anzug erhalten. Also sind wir 

nach Liebenau zum Schneider gefahren, habe ihm den Gutschein hingehalten und der sag-

te: „Ne lass mal! Behalt den.“ Und dann konnte ich mir in Nienburg noch einen Anzug kau-

fen. Ich war damals wohl der erste Mann mit zwei Anzügen in Nienburg. […] 

[…] 

Dann musste meine Cousine umziehen. […] Und da haben sie neu gebaut und eine Baracke 

umgesetzt. Das müsste so Anfang der fünfziger Jahre gewesen sein. […] Und dann ging es 

1963 auch aufwärts. Man bekam dann Kredite, also ich bin ja 1964 umgezogen, und da gab 

es 2.000 Mark zinsfrei auf Land. Das war dann eine Erst- und Zweithypothek. […] Ich hatte 

ja eine erste und eine zweite Hypothek und dann fing es irgendwann an mit 5%, dann 5,5%, 

5,8%, 6% und dann waren wir bei 6% in ein bisschen. Und mein Nachbar war damals Fi-

nanzbeamter, der hat dann gesagt: „Das können wir uns nicht gefallen lassen! Wir haben 

einen Vertrag bis 6%.“ Und ich dann hin zur Sparkasse. „Ach ja, ach ja, sie haben einen Ver-

tag bis 6%.“ Und im nächsten Jahr dasselbe. Und im dritten Jahr kam eine vorsorgliche Kün-
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digung, da wir nicht damit einverstanden wären, dass die Klausur vorgenommen werde. So 

die Sparkasse. Und dann habe ich die zweite Hypothek aufgehoben und die erste auch bald 

abbezahlt. […] 

Vielleicht können Sie noch einmal sagen, wie ihre letzten Tage auf der Flucht waren, bis 

Sie schließlich in Nienburg gewesen sind? 

[…] Und vom 10.2.1945 bis Ende August im Lazarett in Pinneberg gelegen. […] Und dann 

kamen wir nach Nienburg.  

Wie waren die Lebensverhältnisse in den Lagern? 

Mies. Also da habe ich schon einen Schrecken bekommen wie ich das gesehen hab. […] 

Wie genau mussten die zurückgelassenen Besitztümer beim Lastenausgleichnachgewie-

sen werden? 

[…] Also ich konnte auch die Quadratmeter gut angeben. Und dann zählte natürlich auch 

das Alter. […] Und dann wurde das geschätzt durch solche Experten, die da überlebt haben. 

Und die haben auch geguckt, wie der Boden da beschaffen war und so wurden die dann 

eingestuft. […] Und sonst hatte man Zeugen.  

Entsprachen die ausgezahlten Beträge den tatsächlichen materiellen Verlusten? 

Eindeutig Nein. 

Ich habe einen Abschnitt meiner Arbeit … 

In Langendamm gibt es eine Tilsiter Straße. Ein Bekannter, der kommt aus Tilsit und der hat 

dafür gesorgt, dass die Straße dann Tilsiter Straße heißt. […] Also so etwas hat es schon 

gegeben. Er sagte, er hätte sich da schon ganz schön engagiert. […] 

Wie sind die Flüchtlinge mir ihrer damaligen Situation umgegangen? Haben viele ver-

sucht, sich selbstständig zu machen oder sich in das Arbeitsleben sofort zu integrieren? 

[…] Also es gibt ja auch dieses Modegeschäft in Nienburg. Und der Vater, Kurt Kolossa, der 

war auch Flüchtling. Er hatte wohl in Ostpreußen schon ein kleines Geschäft und ja, hat 

dann hier halt wieder eins aufgebaut. Und wie man heute sieht, war das ja auch ziemlich 

erfolgreich. […] Und integriert habe ich mich sofort! Ich bin ja in Nienburg nie arbeitslos 

gewesen. […] Ich war sozusagen durch die Arbeit integriert. […] Und es gab damals ja auch 

die „Ostpreußen-Vereinigung“.  

Und seit wann gab es die“ Ostpreußen-Vereinigung?“ Und was haben deren Mitglieder 

gemacht? 

Seit 1948. Und […] wir haben uns dann einmal monatlich getroffen. Anfangs, da hatten wir 

auch große Feste und so weiter. Da haben wir uns dann im Weserschlösschen getroffen 

und getanzt und so weiter. […] 

 



35 
 

c) Tabellen 

Tabelle 1: 

Datum Einwohnerzahl  Nien-
burgs (Gesamt) 

Einwohnerzahl Nienburgs 
(Flüchtlinge) 

Prozentualer Anteil an 
Flüchtlingen in der 
Gesamtbevölkerung (in 
%) 

17.5.1939 12.936    

29.10.1946 18.446   

31.3.1947 19.446102   

31.3.1949 21.441103   

31.3.1950 22.108 6.041104 27,32 

31.3.1951 21.704 6.140105 28,29 

31.3.1952 22.213 6.356106 28,61 

31.3.1953 22.366 6.456107 28,87 

31.12.1954 22.160 6.467108 29,18 

31.12.1955 21.632 6.550109 30,28 

31.12.1957 21.722 6.741110 31,03 
Tabelle 1: Bevölkerungszahlen der Stadt Nienburg/Weser inklusive dem absoluten sowie prozentualen Anteil 
von Flüchtlingen. 
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 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1947 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 2  
103

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1949 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 2 
104

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1950 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 2 
105

 Vgl. o. A.: Haushaltssatzung 1951 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 4 
106

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1952 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 2 
107

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1953 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 2 
108

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1955 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 2 
109

 Vgl. o. A.: Haushaltssatzung 1956 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 2 
110

 Vgl. o. A.: Haushaltssatzung 1958 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 2 
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Tabelle2: 

Jahr Gesamtausgaben (Außerordentlich und 
Ordentlich) der Stadt Nienburg/Weser 

1946 2.486.938,- RM 

1947 2.538.789,- RM111 

1949 3.119.377,- DM 

1950 3.085.218,- DM112 

1951 5.489.601,- DM113 

1952 4.524.169,- DM114 

1953 4.068.360,- DM115 

1954 4.203.384,- DM116 

1955 3.884.338,- DM117 

1956 4.732.655,- DM118 

1957 4.676.367,- DM 

1958 5.134.000,- DM119 
Tabelle 2: Gesamtausgaben der Stadt Nienburg/Weser. 
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 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1949 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 5  
112

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1950 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 5 
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 Vgl. o. A.: Haushaltssatzung 1951 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 13 
114

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1952 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 13 
115

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1953 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 13 
116

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1954 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 24 
117

 Vgl. o. A.: Haushaltsplan 1955 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 24 
118

 Vgl. o. A.: Haushaltssatzung 1956 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 24 
119

 Vgl. o. A.: Haushaltssatzung 1958 der Stadt Nienburg a. d. Weser – S. 24 
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d) Abbildungen 
 

Urkunde zur Übernahme der Patenschaft durch die Stadt Nienburg/Weser120. 

 

                                                           
120

 o. A.: „Patenstädte“ (Broschüre); o. Z. (Stadtarchiv). 
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Abkürzungen und Siglen 

StANi:       Stadtarchiv Nienburg/Weser 

KrANi:       Kreisarchiv Nienburg/Weser 

o. A.:       ohne Autor 

o. T.:       ohne Titel 

o. Z.:       ohne Zeit 
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Internetquellen 

1.  

Datum der Einsicht: 29.1.2013 

Internetseite: http://www.gesetze-im-internet.de/bvfg/__96.html 

 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 96 Pflege des Kulturgutes der Ver-

triebenen und Flüchtlinge und Förde-

rung der wissenschaftlichen Forschung 

Bund und Länder haben entsprechend ihrer durch das Grundgesetz gegebenen Zu-

ständigkeit das Kulturgut der Vertreibungsgebiete in dem Bewusstsein der Vertrie-

benen und Flüchtlinge, des gesamten deutschen Volkes und des Auslandes zu erhal-

ten, Archive, Museen und Bibliotheken zu sichern, zu ergänzen und auszuwerten 

sowie Einrichtungen des Kunstschaffens und der Ausbildung sicherzustellen und zu 

fördern. Sie haben Wissenschaft und Forschung bei der Erfüllung der Aufgaben, die 

sich aus der Vertreibung und der Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge 

ergeben, sowie die Weiterentwicklung der Kulturleistungen der Vertriebenen und 

Flüchtlinge zu fördern. Die Bundesregierung berichtet jährlich dem Bundestag über 

das von ihr Veranlasste. 

zum Seitenanfang 

Seite ausdrucken 

Datenschutz 
 

2.  

Datum der Einsicht: 20.2.2013 

Internetseite: http://www.hkg-bartenstein.de/index.php/impressum 

XLarge Large Normal  

 

Heimatkreisgemeinschaft Barten-
stein / Ostpr. e.V. 

 

¶ Suche 

http://www.gesetze-im-internet.de/bvfg/index.html#BJNR002010953BJNE012002310
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http://www.hkg-bartenstein.de/index.php/impressum
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Impressum  

Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein/Ostpr. e.V. 

Sitz: Nienburg/Weser, Kreishaus 

Vereinsregister AG Walsrode, Registergericht, Reg.-Nr. VR 130413 

Vorsitzender: 

Christian von der Groeben  
Ringstr. 45 

97950 Großrinderfeld 

E-mail: csgroeben@gmx.de 

 

3. 

Datum der Einsicht: 22.2.2013 

Internetseite: http://www.kolossa.de/content/filialen.php 

Filialen 

   

KOLOSSA-Nienburg (Zentrale): 

Georgstraße 35 

31582 Nienburg 
 

Telefon: 05021/603400 

Telefax: 05021/603460 

E-Mail: Nienburg@kolossa.de  

KOLOSSA-Wunstorf: 

Südstraße 13 

31515 Wunstorf 
 

Telefon: 05031/703630 

Telefax: 05031/703650 

E-Mail: Wunstorf@kolossa.de  

KOLOSSA-Verden: 

Große Straße 86 

27283 Verden 
 

Telefon: 04231/985260 

Telefax: 04231/985280 

E-Mail: Verden@kolossa.de  

mailto:csgroeben@gmx.de
http://www.kolossa.de/content/filialen.php
mailto:Nienburg@kolossa.de
mailto:Wunstorf@kolossa.de
mailto:Verden@kolossa.de
http://www.mittelweser-navigator.de/poi-2008820-2.html
http://www.mittelweser-navigator.de/poi-2008822-14.html
http://www.mittelweser-navigator.de/poi-2008821-14.html
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4.  

Datum der Einsicht: 22.2.2013  

Internetseite: http://www.gesetze-im-internet.de/lag/__1.html 

 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 1 Ziel des Lastenausgleichs 

Die Abgeltung von Schäden und Verlusten, die sich infolge der Vertreibungen und 

Zerstörungen der Kriegs- und Nachkriegszeit oder durch Schäden im Schadensgebiet 

im Sinne des § 3 Abs. 1 des Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes ergeben 

haben, sowie die Milderung von Härten, die infolge der Neuordnung des Geldwesens 

im Geltungsbereich des Grundgesetzes einschließlich Berlin (West) eingetreten sind, 

bestimmt sich nach diesem Gesetz; die erforderlichen Mittel werden nach Maßgabe 

dieses Gesetzes aufgebracht (Lastenausgleich). 

zum Seitenanfang 

Seite ausdrucken 

Datenschutz 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/lag/index.html#BJNR004460952BJNE003701301
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javascript:window.print()
http://www.gesetze-im-internet.de/datenschutz.html
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Arbeitsprotokoll  

Erstellt vom 4.10.2012-27.2.2013 

 

Datum Wettbewerbsbezogene Aktivität meinerseits Bemerkungen mei-
nerseits 

4.10.2012 - Verschaffung eines ersten Überblickes über das von 
mir in Betracht gezogene Thema der „Flüchtlings-
problematik nach dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges 1945 anhand des konkreten Beispiels meiner 
Heimatstadt Nienburg/Weser“ im Archiv der Stadt 
Nienburg/Weser 
-Entwicklung mehrerer Fragen, mittels derer ich die 
Thematik eingrenzen und konkretisieren kann, um 
mich bei der späteren Materialsuchung an etwas 
orientieren zu können (Ort: Stadtarchiv) 

* 
*² 

8.10.2012 Erste Vorformulierung einer Einleitung und dortige 
Einarbeitung der von mir ausgearbeiteten Fragen 

-Fazit: Zu früh durch-
geführte Tätigkeit, 
deren Ergebnis im 
Laufe der Arbeit 
keine weitere Ver-
wendung fand 

16.10.2012 - Informationssuche zu der ersten von mir zuvor 
gestellten Frage: Welche Probleme traten für die 
Stadt Nienburg mit der Ankunft der Flüchtlinge auf? 
(Ort: Stadtarchiv) 
 
 
 
- In Folge dessen: Miteinbeziehung neuer Quellen 
und Erweiterung des allgemeinen Wissens über das 
Thema aufgrund genauerer Materialdurchsuchung 
(Ort: Stadtarchiv) 
-Gespräch mit Patricia Berger, einer Mitarbeiterin 
des hiesigen Stadtarchives (Ort: Stadtarchiv). Ver-
weis ihrerseits auf die GBN 

- zunächst dürftiger 
Erfolg, da ich mir 
zuvor noch keinen 
genauen Überblick 
über die mir geben-
den Materialien ver-
schafft hatte 
* 
*² 

19.10.2012 Kontaktaufnahme mit dem Leiter des Ostdeutschen 
Heimatmuseums der Stadt Nienburg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
-Telefonat mit meinem Tutor, Herrn Werner, und 
Ausarbeitung einer übergeordneten Leitfrage 

- Leider ist dieser aus 
gesundheitlichen 
Gründen nicht in der 
Lage, mich bei mei-
ner Arbeit zu unter-
stützen, dennoch 
habe ich von ihm 
den Hinweis auf das 
sogenannte Aus-
gleichsamt erhalten, 
das bis 1974 in Nien-
burg existiert haben 
und sich mit der 
Flüchtlingsthematik 
befasst haben soll 
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24.10.2012 Besuch des Stadtarchives. Suche nach Fakto-
ren/Kriterien, anhand derer sich feststellen lässt, 
dass eine Integration der Flüchtlinge aus heutiger 
Sicht erfolgreich war (Ort: Stadtarchiv) 

* 
*² 

25.10.2012 Treffen mit meinem Tutor, Herrn Werner, und Be-
sprechung des von mir im Vorfeld der Zusammen-
kunft erstellten Konzeptes 

-Zustimmung seiner-
seits 

28.10.2012 -Anfrage bei einer Mitarbeiterin der Stadt Nien-
burg/Weser bezüglich des Ausgleichsamtes und 
möglichen Informationen darüber 
- Fortsetzung der Arbeit an meiner Einleitung. Aus-
formulierung genereller Informationen wie Interesse 
meinerseits an dem Thema, Einordnung des Themas 
in den Oberbegriff „Nachbarn in der Geschichte“. 

 

30.10.2012 Besuch des Stadtarchives Nienburg und dortige Ma-
terialsuche zu den einzelnen Kriterien, die das Gelin-
gen der Integration verdeutlichen 

* 
*² 

2.11.2012 Antwort auf die von mir am 28.10.2012 gestellte 
Anfrage bei einer Mitarbeiterin der Stadt Nien-
burg/Weser mit Verweis auf Herrn Thomas Gatter, 
einen Kulturbeauftragten der Stadt, und anschlie-
ßende Übermittlung der Kontaktdaten. 

 

3.11.2012 Kontaktaufnahme mit Herrn Thomas Gatter .  

12.11.2012 Treffen mit Herrn Gatter in seinem Büro. Verweis 
seinerseits auf Kurt Fähnrich. Zudem erhielt ich von 
ihm weitere Kontakte, mit denen eine Zusammen-
kunft für die weitere Bearbeitung dieses Themas von 
Nutzen sein kann. 

 

15.11.2012 Besuch im Stadtarchiv. Anschließende Weiterarbeit 
an der Einleitung. Vorläufiger Abschluss dieser. 

* 
*² 

16.11.2012 Kontaktaufnahme mit dem Parlamentsarchiv in 
Bonn, um Informationen über den einstigen Land-
tagsabgeordneten Kurt Fähnrich zu erhalten.  

 

17.11.2012 E-Mail an meinen Tutor mit der angefertigten Einlei-
tung. 

- positive Rückmel-
dung seinerseits 

19.11.2012 -Negative Rückmeldung des Parlamentsarchives in 
Bonn mit dem Verweis auf das Archiv des nieder-
sächsischen Landtags. 
-Kontaktaufnahme mit dem Archiv des niedersächsi-
schen Landtags. 

 

20.11.2012 Beginn der Arbeit an dem ersten Kapitel: Die Prob-
leme der Stadt Nienburg/Weser mit der Flücht-
lingsankunft. (Ort: Stadtarchiv) 

* 
*² 

22.11.2012 -Weitere Materialbeschaffung zum derzeit bearbei-
teten  Abschnitt. (Ort: Stadtarchiv) 
-Negative Rückmeldung vom Archiv des niedersäch-
sischen Landtags mit dem Verweis auf das bereits in 
meine Arbeit miteinbezogene Archiv der Stadt und 
des Kreises Nienburgs.  

- Sackgasse bezüglich 
der Anfrage beim 
Parlamentsarchiv 
und der davon er-
hofften Informatio-
nen.  
* 
*² 

27.11.2012 -Erhalt einer E-Mail von Herrn Thomas Gatter mit 
von mir angefragten Informationen.  
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-Anfrage meinerseits beim Lastenausgleichsamt in 
Hannover. 

4.12.2012 Besuch im Stadtarchiv zur Materialfindung sowie 
anschließende direkte Weiterschrift zu Hause. 

* 
 

10.12.2012 Weiterschrift zu Hause.  

12.12.2012 Besuch im Stadtarchiv zur Materialfindung sowie 
anschließende direkte Weiterschrift zu Hause. 

* 
 

21.12.2012 Negative Rückmeldung des Lastenausgleichsamtes. 
Weiterschrift an der Arbeit. 

 

11.1.2013 Besuch im Stadtarchiv bezüglich weiterer Material-
beschaffung.  
Anschließend Weiterschrift zu Hause. 

Über die Ferien war 
ein Fortsetzen der 
Arbeit insofern ge-
hindert, als das 
Stadtarchiv geschlos-
sen blieb. 
* 

17.1.2013 Besuch im Stadtarchiv zur Materialgewinnung. * 
*² 

18.1.2013 Kontaktaufnahme mit Herrn Eckert, dem Ansprech-
partner der „Heimatkreisgemeinschaft Bartenstein“ 
und Bitte um Informationsaustausch.  

 

19.1.2013 Weiterschrift zu Hause.  

23.1.2013 Kontaktaufnahme mit Sibylle Dreher, Mitarbeiterin 
des „Frauenverbands im Bund der Vertriebenen“.  

 

24.1.2013 -Sehr ausführliche und informative Rückmeldung 
von Sibylle Dreher mit Verweis  auf den Bund der 
Vertriebenen, das Zentrum gegen Vertreibungen 
und den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge.  
Daraufhin habe ich mit allen drei Institutionen Kon-
takt aufgenommen. 
-Besuch des Nienburger Stadtarchives und anschlie-
ßende Weiterschrift zu Hause. 

Umfangreiche und 
gleichermaßen hilf-
reiche Informatio-
nen! 
* 
*² 

27.1.2012 Kontakt mit meinem Tutor, Ralf Werner.   

29.1.2013 -Antwort von Herrn Walter Stratmann, dem Presse-
sprecher des BdV mit Verweis auf einen in Nienburg 
lebenden Flüchtling mitsamt Kontaktdaten.  
-Antwort von Herrn Eckert. Voraussichtliches Treffen 
am 5.2.2013 
-Besuch im Stadtarchiv und Rücksprache mit Frau 
Berger. 

* 
*² 

31.1.2013 -Kontaktaufnahme mit dem BdV-Landesverband 
Niedersachsen. Weiterschrift an der Arbeit.  
-Besuch im Stadtarchiv 

* 
*² 

1.2.2013 -Kontaktaufnahme mit der GBN-Nienburg. 
-Besuch im Stadtarchiv 
-Kontaktaufnahme mit einem in Nienburg wohnen-
den Flüchtling, der in meiner Arbeit als Zeitzeuge 
fungieren könnte. 
-Kostenloser Erhalt des Buches „Treibgut des Krieges 
- Zeugnisse von Flucht und Vertreibung der Deut-
schen“ von der Deutschen Kriegsgräberfürsorge. 

* 
*² 
-Leider bekam ich 
eine Absage des 
Zeitzeugens. 

5.2.2013 -Besuch im Stadtarchiv Nienburg. 
-Gespräch mit Herrn Eckert vom Heimatkreis Barten-

* 
- Leider ist Herr E-
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stein. ckert als Flüchtling 
nicht in Nienburg 
angekommen. Den-
noch habe ich inte-
ressante Ansätze 
sowie Informationen 
von ihm erhalten. 

8.2.2013 Weiterschrift zu Hause.  

10.2.2013 Weiterschrift zu Hause.   

12.2.2013 -Besuch im Stadtarchiv. Rücksprache mit Frau Ber-
ger, die mir erneut Akten bereitgelegt hat. 
- Kontaktaufnahme mit Frau Kramer, einer Mitarbei-
terin des „Arbeitskreises Gedenken“ in Nienburg, die 
eventuelle Kontakte zu potentiellen Zeitzeugen un-
terhält. 

* 

15.2.2013 -Telefonat mit Herrn Werner Gruber, der sich da-
raufhin bereit erklärte, mit in Form eines Zeit-
zeugengespräches zu unterstützen. Voraussichtlicher 
Termin am 18.2.2013 um 15:00 Uhr.  
- Telefonat mit Herrn Claus Vollmer, dem Geschäfts-
führer der GBN-Nienburg, in dem ich ihn um Einsicht 
in die Chronik gebeten habe. Diese wurde mir ge-
währt.  

 

16.2.2013 Weiterschrift zu Hause.   

17.2.2013 Vorbereitung des Zeitzeugengesprächs mit Herrn 
Werner Grubert. 

 

18.2.2012 -Durchführung des Zeitzeugengesprächs von 15:45 
Uhr – 17:45 Uhr.  
- Anschließend: Auswertung und Verschriftlichung 
des Zeitzeugengesprächs 

 

19.2.2013 -Auswertung und Verschriftlichung des Zeitzeugen-
gesprächs.  
-E-Mail an Herrn Eckert mit der Bitte, mir die Infor-
mationen aus dem am 5.2.2013 stattgefundenen 
Treffen noch einmal in schriftlicher Form zukommen 
zu lassen. Übermittlung meines Fragenkataloges via 
E-Mail. 

 

20.2.2013 Weiterschrift zu Hause.   

21.2.2013 Weiterschrift zu Hause.  

22.2.2013 Weiterschrift zu Hause.   

23.2.2013 -Weiterschrift zu Hause. 
-Erhalt des beantworteten Fragenkatalogs von Herrn 
Eckert. 

 

24.2.2013 Weiterschrift zu Hause  

25.2.2013 Besuch im Stadtarchiv und anschließ0ende Weiter-
schrift zu Hause. 

 

26.2.2013 Weiterschrift zu Hause und vorläufige Fertigstellung 
der Arbeit. Anschließendes Telefonat mit meinem 
Tutor, Ralf Werner, zur Korrektor.  

 

27.2.2013 Letzte Korrekturmaßnahmen an der Arbeit.   
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*Die Arbeit im Stadtarchiv gestaltete sich trotz sehr engagierter und hilfreicher Unterstüt-

zung von Frau Berger insofern schwierig, als das die Thematik zuvor kaum beziehungsweise 

– wenn überhaupt – nur sehr oberflächlich behandelt wurde, wodurch oftmals konkret 

benötigte Fakten gar nicht oder nur schwer ausfindig zu machen waren. Teilweise war gar 

die Ordnung/Strukturierung nicht auf den ersten Blick erkennbar beziehungsweise in eini-

gen speziellen Fällen gar nicht vorhanden. Die meisten Ansätze für meine Nachforschungen 

musste ich also in Rücksprache mit Frau Berger selbst zusammensammeln.  

*² Nach einer Rücksprache mit Frau Berger, in der wir uns damit auseinandersetzten, wel-

che neuen Dokumente, Materialien, etc. für den Fortlauf meiner Arbeit von Bedeutung sein 

könnten, holte sie die entsprechenden Archivalien in den Lesesaal des Stadtarchives. 
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